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Stadt Osnabrück

Der Oberbürgermeister

Osnabrück, 17. 03. 2020

Infektionsschutzrechtliche
Allgemeinverfügung

für Krankenhäuser, Vorsorge- und
Rehabilitationseinrichtungen, Heime für
ältere Menschen, pfegebedürftige Menschen
oder Menschen mit Behinderungen
nach § 2 Abs. 2 Niedersächsisches Gesetz
über unterstützende Wohnformen (NuWG)
sowie zur Einstellung des Betriebs
von Einrichtungen der Tagespflege
iSv. § 2 Abs. 7 NuWG;

Aufhebung der infektionsschutzrechtlichen
Allgemeinverfügung zur Beschränkung
des Besuchs von Einrichtungen
nach § 23 Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 3 bis 5 IfSG
und stationären Einrichtungen der Pflege-
und Eingliederungshilfe vom 16. 03. 2020

gem. § 3 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und Satz 3 NGöGD vom
24. März 2006 zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.
Dezember 2019 auf der Grundlage des § 28 Absatz 1 In-
fektionsschutzgesetz (IfSchG) wird folgende Allgemein-
verfügung erlassen:

1. Es ist untersagt alle Krankenhäuser, Vorsorge- und
Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine den
Krankenhäusern vergleichbare medizinische Ver-
sorgung erfolgt, Dialyseeinrichtungen und Tages-
kliniken zum Zwecke des Besuchs zu betreten. Die
Einrichtungen werden darüber hinaus verpflichtet,
die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um
den Eintrag von Coronaviren (SARS-CoV-2) zu er-
schweren und Patientinnen, Patienten und Personal
vor einer Erkrankung an COVID-19 zu schützen.

Ausgenommen von den Besuchsverboten sind Besu-
che von werdenden Vätern, von Vätern von Neuge-
borenen, von Eltern und Sorgeberechtigten von Kin-
dern auf Kinderstationen und Besuche enger An-
gehöriger von Palliativpatienten. Wenn medizinisch
oder ethisch-sozial vertretbar, sind die Besuche bei
erwachsenen Patienten zeitlich zu beschränken.
Ausnahmen können zudem im Einzelfall für Seel-
sorger oder Urkundspersonen unter Auferlegung
der erforderlichen Verhaltensmaßregeln zugelassen
werden. 

Kantinen, Cafeterien oder andere der Öffentlichkeit
zugängliche Einrichtungen für Patienten und Besu-
cher sind zu schließen. 

Sämtliche öffentliche Veranstaltungen wie Vorträ-
ge, Lesungen, Informationsveranstaltungen etc.
sind zu unterlassen.

2. Es ist untersagt Heime für ältere Menschen, pflege-
bedürftige Menschen oder Menschen mit Behinde-
rungen nach § 2 Abs. 2 NuWG, sationäre Einrich-
tungen der Hilfen zur Überwindung besonderer so-
zialer Schwierigkeiten nach §§ 67 ff. SGB XII sowie
Werkstätten für Menschen mit Behinderungen, an-
dere Leistungsanbieter nach § 60 SGB IX. Tagesför-
derstätten, Tagesstätte für Menschen mit seelischen
Behinderungen zum Zwecke des Besuchs zu betre-
ten. 

Ausgenommen von diesen Besuchsverboten sind na-
hestehende Personen von palliativmedizinisch ver-
sorgten Bewohnerinnen und Bewohnern. Ausnah-
men können zudem im Einzelfall für Seelsorger
oder Urkundspersonen unter Auferlegung der er-
forderlichen Verhaltensmaßregeln zugelassen wer-
den.
Die behandelnden Ärzte und die zur Pflege be-
stimmten Personen haben freien Zutritt.

Die mit Allgemeinverfügung vom 11. 03. 2020 be-
züglich des Umgangs mit Reiserückkehrern aus Ri-
sikogebieten getroffenen Weisungen gelten weiter-
hin.

3. Der Betrieb für alle Einrichtungen der Tagespflege
nach § 2 Absatz 7 NuWG wird untersagt.

Ausgenommen ist die Notbetreuung in kleinen
Gruppen. Die Notbetreuung ist auf das notwendige
Maß zu begrenzen.
Die Notbetreuung dient dazu, ältere Menschen, pfle-
gebedürftige Menschen oder Menschen mit Behin-
derungen aufzunehmen, deren Familienangehöri-
ge, die im Übrigen die Pflege wahrnehmen, in sog.
kritischen Infrastrukturen tätig sind. Hierzu
gehören insbesondere folgende Berufsgruppen:

- Beschäftigte im Gesundheitsbereich, medizini-
schen Bereich und pflegerischen Bereich, 

- Beschäftigte insbesondere im Bereich der Polizei,
Rettungsdienst, Katastrophenschutz und Feuer-
wehr,

- Beschäftigte im Vollzugsbereich einschließlich
Justizvollzug, Maßregelvollzug und vergleichba-
re Bereiche, 

- Beschäftigte zur Aufrechterhaltung der Staats-
und Regierungsfunktionen.

Ausgenommen ist auch die Betreuung in besonde-
ren Härtefällen (etwa drohende Kündigung, erhebli-
cher Verdienstausfall). Es wird empfohlen, das
durch eine Schließung der Tagespflegeeinrichtun-
gen freie Personal für die Versorgungssicherstel-
lung sowohl im stationären als auch ambulanten
Bereich einzusetzen, auch trägerübergreifend bei
entsprechenden Personalengpässen. 

4. Diese Allgemeinverfügung gilt ab sofort ab dem
Zeitpunkt der Bekanntmachung bis einschließlich
Sonnabend, den 18. April 2020. Eine Verlängerung
ist möglich.

5. Auf die Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung gegen
die in Ziffer 1 enthaltene Anordnung gemäß § 75
Absatz 1 Nr. 1; Absatz 3 IfSG wird hingewiesen.

6. Die Anordnung ist gemäß § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16
Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. 

7. Die infektionsschutzrechtliche Allgemeinverfü-
gung zur Beschränkung des Besuchs von Einrich-
tungen nach § 23 Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 3 bis 5 IfSG
und stationären Einrichtungen der Pflege- und Ein-
gliederungshilfe vom 16. 03. 2020 wird aufgehoben.

Begründung:

Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist
§ 28 Absatz 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG). Nach Satz
1 hat die zuständige Behörde die notwendigen Schutz-
maßnahmen zu treffen, wenn Kranke, Krankheitsver-
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dächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider
festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Verstorbe-
ner krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider
war, soweit und solange es zur Verhinderung der Ver-
breitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist.
Nach Satz 2 kann die zuständige Behörde Veranstal-
tungen einer größeren Anzahl von Menschen beschrän-
ken oder verbieten und Badeanstalten oder in § 33 ge-
nannte Gemeinschaftseinrichtungen oder Teile davon
schließen; sie kann auch Personen verpflichten, den
Ort, an dem sie sich befinden, nicht zu verlassen oder
von ihr bestimmte Orte nicht zu betreten, bis die not-
wendigen Schutzmaßnahmen durchgeführt worden
sind.
Erkenntnisse aus anderen Ländern belegen die sehr
hohe Dynamik des Infektionsgeschehens. Das Ziel, die
Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 hier in Nie-
dersachsen zu verlangsamen, wird weiterhin verfolgt.
Dank Ihres bisherigen Einsatzes und Ihrer nachhalti-
gen und erfolgreichen Umsetzung der Containment-
Strategie vor Ort sind wir in Niedersachsen jetzt in der
Lage, die nächsten notwendigen Maßnahmen starten
zu können, um besondere Gruppen zu schützen.

Hierzu zählen die Beschäftigten im Medizin- und Pfle-
gebereich, die zur Aufrechterhaltung der medizini-
schen und pflegerischen Versorgung zwingend erfor-
derlich sind. 

Darüber hinaus ist die Gruppe der älteren Menschen
mit chronischen Erkrankungen sowie die Gruppe mul-
timorbider Menschen einem besonders hohen Risiko an
schweren Krankheitverläufen ausgesetzt, wenn sie sich
mit dem Corona Virus infizieren. Daher gilt es, auch
diese Gruppe besonders zu schützen.

Vor diesem Hintergrund ist das Besuchs- und Betreu-
ungsverbot die einzig wirksame und verhältnismäßige
Maßnahme, um eine Infektion durch soziale Nahkonak-
te zu verhindern und einen möglichen Virusantrag
durch nicht behandlungsbedürftige oder pflegebedürf-
tige Dritte zu verhindern. 

In den o. g. Runderlassen sind Maßnahmen zur Ver-
zögerung der Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2
fachaufsichtlich festgelegt. Nach eindringlicher Ein-
schätzung der Fachexpertinnen und Fachexperten ist
damit zu rechnen, dass kurzfristig eine neue Eskala-
tionsstufe der Pandemiebewältigung eintreten wird. Es
wird dann nicht mehr ausreichen, die Ansteckungen
zurückzuverfolgen und alle betroffenen Personen unter
Quarantäne zu nehmen. Die Ansteckungsketten müs-
sen somit kurzfristig noch effektiver unterbrochen
werden. Dieses gilt insbesondere auch für Einrichtun-
gen, in denen Menschen leben und versorgt werden, für
die durch Alter, Erkrankung oder Behinderung ein be-
sonderes Risiko durch das Corona-Virus SARS-CoV-2
besteht.

Die Untersagungs-Maßnahmen sind nach fachlicher
Risikobewertung zur Aufrechterhaltung der Funk-
tionsfähigkeit des Gesundheitssystems zwingend erfor-
derlich und in diesem Stadium noch erfolgverspre-
chend möglich.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht
Osnabrück, Hakenstr. 15, 49074 Osnabrück, erhoben
werden.

Auf Antrag kann das Verwaltungsgericht Osna-
brück, Hakenstr. 15, 49074 Osnabrück, die aufschie-
bende Wirkung gem. § 80 Abs. 5 VwGO ganz oder teil-
weise anordnen.

Osnabrück, den 17. 03. 2020

Wolfgang Griesert
(Oberbürgermeister)

 

U

Stadt Osnabrück

Der Oberbürgermeister

Osnabrück, den 18. 03. 2020

8. Infektionsschutzrechtliche
Allgemeinverfügung

zur Beschränkung von sozialen Kontakten
im öffentlichen Bereich angesichts
der Corona-Epidemie und zum
Schutz der Bevölkerung vor der Verbreitung
des Coronavirus SARS-CoV-2
auf dem Gebiet der Stadt Osnabrück

Aufhebung der infektionsschutzrechtlichen
Allgemeinverfügungen vom 12. 03. 2020
für Veranstalter betreffend das Verbot
von Großveranstaltungen mit einer
Teilnehmendenzahl von mehr als 
1.000 Personen und die Beschränkung
von Veranstaltungen mit einer
Teilnehmendenzahl von bis zu 1.000 Personen
und vom 16. 03. 2020 infektionsrechtliche
Allgemeinverfügung und vom 16. 03. 2020
Allgemeinverfügung der Stadt Osnabrück
zur Beschränkung von sozialen Kontakten
im öffentlichen Bereich angesichts
der Corona-Epidemie und zum Schutz
der Bevölkerung vor der Verbreitung
des Coronavirus SARS-CoV-2
auf dem Gebiet der Stadt Osnabrück

Gemäß § 28 Abs. 1 S. 2 des Infektionsschutzgesetzes
(IfSG), § 2 Abs. 1 Nr. 2, § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 NGöGD in
Verbindung mit § 1 Abs. 1 Niedersächsisches  Verwal-
tungsverfahrensgesetz in Verbindung mit § 35 Satz 2
Verwaltungsverfahrensgesetz wird folgende Allge-
meinverfügung erlassen:

1. Für den Publikumsverkehr werden geschlossen:

• Bars (auch ohne Tanzangebot), Clubs, Diskothe-
ken, Kneipen (Schankwirtschaft im Sinne des
Gaststättengesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 20. November 1998 (BGBl. I S.
3418, zuletzt geändert durch Artikel 14 des Ge-
setzes vom 10. März 2017, BGBl. I S. 420)),

• Restaurants, Gaststätten, Systemgastronomie,
Imbisse und Mensen für den Aufenthalt von Gä-
sten,
mit Ausnahme von:

a) Abholung von Speisen und Getränken aus die-
sen Betrieben.

Der Verzehr ist innerhalb eines Umkreises von
50 Metern zu diesen Betrieben unzulässig. Aus
hygienischen Gründen ist eine bargeldlose Be-
zahlung dringend zu empfehlen. 
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b) Betriebskantinen für die Versorgung des je-
weiligen Personals.

Die Plätze müssen so angeordnet sein, dass ein
Abstand von mindestens 2 Metern zwischen
den Tischen gewährleistet ist und die Gäste zu-
einander einen Abstand von 2 Metern halten.

• Kulturzentren, Bürgerhäuser und ähnliche Ein-
richtungen, 

• Vergnügungsstätten im Sinne der Baunutzungs-
verordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3787), 

• Theater (einschließlich Musiktheater), Kinos,
Opern, Konzerthäuser und Konzertveranstal-
tungsorte, Museen, Bibliotheken, Planetarien,
Sternwarten und ähnliche Einrichtungen unab-
hängig von der jeweiligen Trägerschaft oder den
Eigentumsverhältnissen, 

• Messen, Ausstellungen und Ausstellungshäuser,
Zoos, Freizeit- und Tierparks und Anbieter von
Freizeitaktivitäten (drinnen und draußen), Spe-
zialmärkte, Spielhallen, Spielbanken, Wettannah-
mestellen und ähnliche Einrichtungen, 

• Prostitutionsstätten im Sinne des Prostituierten-
gesetzes vom 21. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2372,
zuletzt geändert durch Artikel 57 des Gesetzes
vom 20. November 2019, BGBl. I S. 1626, 1661),
Bordelle und ähnliche Einrichtungen (z.B. Woh-
nungsprostitution), 

• Saunas, Dampfbäder und ähnliche Einrichtun-
gen, 

• Sportbetrieb auf und in allen öffentlichen und pri-
vaten Sportanlagen (dies gilt sowohl für Sportan-
lagen im Freien als auch in geschlossenen Räu-
men, z. B. Fußball- und Tennishallen, Schießstän-
de usw.), Schwimm-  und Spaßbäder, Sport- und
Fitnessstudios und ähnliche Einrichtungen, 

Ausnahmen hiervon, insbesondere für die Kader-
athletinnen und -athleten, können in besonders
begründeten Einzelfällen durch schriftliche Ge-
nehmigung des Fachbereichs Bildung, Schule
und Sport zugelassen werden. 

• alle Spielplätze (einschließlich Indoor-Spielplätze),

• Seniorentreffpunkte, 

• Frisörsalons, Kosmetik-, Nagel-, und Tattoostu-
dios,

• Bau- und Gartenbaumärkte, 

Ausnahme hiervon ist der Verkauf an Gewerbe-
treibende unter Vorlage der Gewerbeerlaubnis.

• alle Verkaufsstellen des Einzelhandels, insbeson-
dere Outlet-Center (einschließlich der Verkaufs-
stellen in Einkaufscentern) mit Ausnahme von:

a) Einzelhandel für Lebensmittel,

b) Wochenmärkte,

c) Lieferdienste, 

d) Getränkemärkte, 

e) Apotheken, 

f) Sanitätshäuser,

g) Drogerien,

h) Tankstellen,

i) Banken und Sparkassen,

j) Poststellen, Annahmestellen von Post- und Pa-
ketdienstleistern, 

k) Reinigungen, 

l) Waschsalons,

m) Zeitungsverkäufe, 

n) Tierbedarfsmärkte,

o) Großhandel und

p) Dienstleister aus dem Gesundheitsbereich.

2. Verboten werden:

• Zusammenkünfte in Vereinen und sonstigen
Sport- und Freizeiteinrichtungen sowie die Wahr-
nehmung von Angeboten von Volkshochschulen,
Musikschulen und sonstigen öffentlichen und
privaten Bildungseinrichtungen im außerschuli-
schen Bereich (darunter fallen auch Angebote von
Sprach- und Integrationskursen der Integrations-
kursträger), Angebote in Literaturhäusern sowie
Reisebusreisen und Angebote der offenen Kinder-
und Jugendarbeit,

• Zusammenkünfte in Kirchen, Moscheen, Synago-
gen und die Zusammenkünfte anderer Glaubens-
gemeinschaften, einschließlich der Zusam-
menkünfte in Gemeindezentren, 

• alle öffentlichen Veranstaltungen; ausgenommen
sind Sitzungen kommunaler Vertreter und Gre-
mien sowie des Landtages und der dazugehörigen
Ausschüsse und Gremien, 

• Jahrmärkte und Volksfeste, 

• Prostitutionsvermittlung und Prostitutionsver-
anstaltungen im Sinne des Prostituiertenschutz-
gesetzes vom 21. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2372,
zuletzt geändert durch Artikel 57 des Gesetzes
vom 20. November 2019, BGBl. I S. 1626, 1661)
sowie Straßenprostitution und ähnliche Angebote
(z.B. Wohnungsprostitution), 

• alle Ansammlungen im Freien (Richtgröße für
Ansammlungen: mehr als 10 Personen), 

• alle privaten Veranstaltungen mit mehr als 10
Teilnehmenden, 

• Trauerfeiern in geschlossenen Räumen (unter
freiem Himmbel bis zu 50 Personen zulässig), 

• das Beherbergen von Personen zu touristischen
Zwecken in Beherbergungsstätten und vergleich-
baren Angeboten, Hotels, Campingplätzen, Wohn-
mobilstellplätzen und das privte und gewerbliche
Vermieten von Ferienwohnungen, von Ferienzim-
mern, von Übernachtungs- und Schlafgelegenhei-
ten und vergleichbaren Angeboten. 

30

In allen genannten Eirichtungen sind die jeweils
betriebsangemessenen Regeln zur Hygiene zu be-
achten, um den Schutzzweck dieser Allgemeinver-
fügung Rechnung zu tragen. Insbesondere ist der
Zutritt zu steuern, Warteschlangen sind zu ver-
meiden und es sind Abstände von 2 Metern zwi-
schen den Personen einzuhalten.
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Dies gilt auch für Betreiber von Kureinrichtun-
gen und präventiven Reha-Einrichtungen. An-
schlussheilbehandlungen im Sinne des SGB V
sind hiervon ausgenommen.
Bereits beherbergte Personen haben ihre Rückrei-
se möglichst bis zum 19. 03. 2020, spätestens bis
zum 25. 03. 2020 vorzunehmen.

(Nicht unter den Ansammlungs- oder Veranstal-
tungsbegriff fallen die Teilnahme am öffentlichen
Personennahverkehr, der Aufenthalt an der Arbeits-
stätte oder Zusammenkünfte, die mit behördlichen
Aufgaben im Zusammenhang stehen.)

3. Die obigen Anordnungen treten am Tage nach der
Bekanntmachung dieser Allgemeinverfügung in
Kraft und gelten zunächst bis zum 18. 04. 2020
(einschließlich). Eine Aufhebung vor diesem Zeit-
punkt oder eine Verlängerung der Allgemeinverfü-
gung ist bei entsprechend veränderter Gefahrenla-
ge möglich. 

Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten der vorliegenden
Allgemeinverfügung wird die infektionsschutz-
rechtliche Allgemeinverfügung vom 12. 03. 2020
für Veranstalter betreffend das Verbot von Großver-
anstaltungen mit einer Teilnehmendenzahl von
mehr als 1.000 Personen und die Beschränkung von
Veranstaltungen mit einer Teilnehmendenzahl von
bis zu 1.000 Personen, und vom 16. 03. 2020 infek-
tionsrechtliche Allgemeinverfügung und vom 16.
03. 2020 Allgemeinverfügung der Stadt Osnabrück
zur Beschränkung von sozialen Kontakten im öf-
fentlichen Bereich angesichts der Corona-Epidemie
und zum Schutz der Bevölkerung vor der Verbrei-
tung des Coronavirus SARS-CoV-2 auf dem Gebiet
der Stadt Osnabrück für die Zukunft aufgehoben
und durch die vorliegende Allgemeinverfügung er-
setzt.

4. Auf die Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung gegen
die in den Ziffern 1 und 2 enthaltene Anordnungen
gemäß § 75 Absatz 1 Nr. 1; Absatz 3 IfSG wird hin-
gewiesen.

5. Diese Anordnungen sind gemäß § 28 Absatz 3 i.V.m.
§ 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Eine Klage ge-
gen diese Allgemeinverfügung hätte daher keine
aufschiebende Wirkung.

Begründung

Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist
§ 28 Absatz 1 Satz 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG).
Nach Satz 1 hat die zuständige Behörde die notwendi-
gen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke,
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder
Ausscheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass
ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder
Ausscheider war, soweit und solange es zur Verhinde-
rung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten er-
forderlich ist. Nach Satz 2 kann die zuständige Behörde
Veranstaltungen einer größeren Anzahl von Menschen
beschränken oder verbieten und Badeanstalten oder in
§ 33 genannte Gemeinschaftseinrichtungen oder Teile
davon schließen; sie kann auch Personen verpflichten,
den Ort, an dem sie sich befinden, nicht zu verlassen
oder von ihr bestimmte Orte nicht zu betreten, bis die
notwendigen Schutzmaßnahmen duchgeführt worden
sind.

Vor dem Hintergrund der sehr dynamischen Verbrei-
tung von Infektionen mit dem SARS-CoV-2 Virus und
Erkankungen an COVID-19 müssen unverzüglich wei-
tere umfänglich wirksame Maßnahmen zur Verzöge-
rung der Ausbreitungsdynamik und zur Unterbre-
chung von Infektionsketten ergriffen werden. Weitrei-
chende effektive Maßnahmen sind dazu dringend not-
wendig, um im Interesse der Bevölkerung und des Ge-
sundheitszustandes die dauerhafte Aufrechterhaltung
des Gesundheitssystems in Niedersachsen sicherzustel-
len. Die großflächige Unterbrechung und Eindäm-
mung eines Großteils der sozialen Kontakte stellt –
über die bereits ergriffenen Maßnahmen hinaus – das
einzig wirksame Vorgehen dar, um das Ziel einer Ent-
schleunigung und Unterbrechung der Infektionsketten
zu erreichen.

Die notwendigen und differenzierten Maßnahmen
zur Kontaktreduzierung in besonderen Bereichen der
Gesellschaft dienen der Aufrechterhaltung der Funkti-
onsfähigkeit des derzeit durch das Influenza-Gesche-
hen hoch beanspruchten Gesundheitssystems über ei-
nen absehbar längeren Zeitraum hinaus. Für die sta-
tionären Einrichtungen muss dringend der notwendi-
ge Spielraum geschaffen werden, um die erforderliche
Leistungsfähigkeit für die zu erwartenden erhöhten
Behandlungserfordernisse im Intensivbereich unter
Isolierbedingungen für an COVID-19 Erkrankte zu si-
chern.

Diese und weitere kontaktreduzierende Maßnahmen
tragen in besonderer Weise zum Schutz besonders vul-
nerable Bevölkerungsgruppen bei, denn gegen das
SARS-CoV-2 Virus steht derzeit keine Impfung bereit
und es stehen keine gezielten, spezifischen Behand-
lungsmethoden zur Verfügung. Daher stellen die kon-
taktreduzierenden Maßnahmen für die breite Bevölke-
rung das einzig wirksame Mittel zum Schutz der Ge-
sundheit der Allgemeinheit und zur Aufrechterhaltung
zentraler Infrastrukturen dar. Somit kommt den ange-
ordneten Maßnahmen eine so erhebliche Bedeutung zu,
dass auch weitgehende und tiefgreifende Einschrän-
kungen dringend geboten und in dem jeweiligen Um-
fang verhältnismäßig und notwendig sind. Insbesonde-
re sind aufgrund der von allen Gesundheitsbehörden
auf internationaler (WHO, CDC, ECDC) und nationaler
Ebene (BMG, RKI, MSGJFS) bestätigten Lage aus fach-
licher Sicht keine weniger eingriffsintensiven Schutz-
maßnahmen denkbar, die in vergleichbarer Weise ge-
eignet und effektiv wären, um die angestrebte breite
Schutzwirkung zu erreichen.

Zugleich gilt es, die Ernährungsversorgung der Be-
völkerung aufrechtzuerhalten. Hierzu dient auch die
Ausnahmeregelung für Bereitstellung und Abholung
von Speisen sowie die Zulassung von Lieferdiensten.
Vor dem Hintergrund der Anforderungen des Gesund-
heitsschutzes sind diese Regelungen gerechtfertigt.

Alle Geschäfte und Einrichtungen, die nicht unmit-
telbar dem täglichen oder gesundheitlichen Versor-
gungsbedarf dienen, erhöhen durch Kundinnen und
Kunden sowie Besucherinnen und Besucher unnötig
die Anzahl der Nahkontakte und tragen damit zu einer
erheblichen Steigerung des Infektionsrisikos bei. Es ist
daher notwendig, den Betrieb dieser Geschäfte und Ein-
richtungen gänzlich zu untersagen, weil auch bei einer
Beschränkung eine Übertragung des Erregers nicht
verlässlich unterbunden werden kann. Unter Berück-
sichtigung dieser Faktoren ist die Weisung verhältnis-

31



Amtsbl. für die Stadt Osnabrück Nr. 5 v. 27. 3. 2020

mäßig und gerechtfertigt, um der vorrangigen Ge-
sundheitssicherung der Bevölkerung Rechnung zu 
tragen. 

Öffentliche und private Veranstaltungen stellen im
Hinblick auf die gute Übertragbarkeit des SARS-CoV-2
im Vergleich mit anderen übertragbaren Krankheiten
eine besondere Gefährdung für die Ausbreitung dar.
Aufgrund der mit einer Fluktuation von Personen bei
einer Veranstaltung verbundenen Übertragungsrisi-
ken kann bei Veranstaltungen mit wechselnden Teil-
nehmern nicht statisch auf die zu einem bestimmten
Zeitpunkt anwesende Personenzahl abgestellt werden.
Abweichend von den bereits verfügten Verboten und
Einschränkungen müssen daher alle Veranstaltungen
verboten werden. Die Einhaltung von Auflagen, die re-
gelmäßig strenge Vorgaben enthalten müssten, er-
scheint nicht mehr geeignet, die Ausbreitungsdynamik
in dem erforderlichen Umfang einzudämmen. Private
Veranstaltungen bis zu 10 Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern sind von dem Veranstaltungsverbot ausge-
nommen. Veranstaltungen mit mehr als 10 Teilneh-
menden stellen aufgrund ihrer Größe und der zwi-
schenzeitlich fortgeschrittenen Ausbreitung bereits
eine erhebliche Gefahr dar, das Virus unkontrolliert zu
verbreiten. Sie sind daher verboten.

Die großflächige Unterbrechung und Eindämmung
des touristischen Reiseverkehrs ergänzt die bereits er-
griffenen Maßnahmen und stellt im Kontext der übri-
gen Maßnahmen zur Kontaktreduzierung ein wirksa-
mes, angemessenes Vorgehen dar, um das Ziel einer
Entschleunigung und Unterbrechung der Infektions-
ketten zu erreichen. 

Angesichts des angestrebten Ziels der Aufrechterhal-
tung der Gesundheitsversorgung für die Gesamtbevöl-
kerung ist die Maßnahme auch verhältnismäßig.

Die Regelungen, die über die Landesweisungen vom
16. und 17. 03. 2020 hinausgehen, sind nach Einschät-
zung des Gesundheitsamtes erforderlich, weil die An-
zahl der Neuerkrankungen weiterhin stark steigend
ist. Es bestehen durch die geografische Nähe zu Nord-
rhein-Westfalen, einer Region mit besonders hohen
Fallzahlen, und die traditionell stark ausgeprägten
Einkaufs- und Besuchsbeziehungen zwischen den an-
grenzenden Teilen Nordrhein-Westfalens, der Stadt
Osnabrück und dem Landkreis Osnabrück gesteigerte
Übertragungsrisiken. Trotz mehrfacher und eindring-
licher Verhaltensempfehlungen aller staatlichen Ebe-
nen, sich möglichst im häuslichen Umfeld aufzuhalten
und Kontakte zu anderen Personen weitgehend zu re-
duzieren, werden viele Kundenaufenthalte in Baumärk-
ten und gastronomischen Betrieben im Gebiet von Stadt
und Landkreis Osnabrück verzeichnet. Mit den getrof-
fenen Anordnungen soll die notwendige Grundversor-
gung sichergestellt sein, andererseits sollen Kontakte
soweit wie möglich vermindert werden.

Die Anordnung tritt mit der Bekanntgabe der Allge-
meinverfügung in Kraft. Sie ist bis einschließlich 18.
April 2020 befristet. Diese Allgemeinverfügung findet
ihre Grundlage in § 28 Absatz 1 Satz 2 IfSG. Zuwider-
handlungen sind daher strafbar nach § 75 Abs. 1 Nr. 1,
Abs. 3 IfSG.

Die Anordnungen sind gemäß § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16
Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Eine Klage gegen die
Maßnahme hätte daher keine aufschiebende Wirkung.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsge-
richt Osnabrück, Hakenstr. 15, 49074 Osnabrück, er-
hoben werden.

Auf Antrag kann das Verwaltungsgericht Osna-
brück, Hakenstr. 15, 49074 Osnabrück, die aufschie-
bende Wirkung gem. § 80 Abs. 5 VwGO ganz oder teil-
weise anordnen.

Osnabrück, den 18. 03. 2020

Wolfgang Griesert
(Oberbürgermeister)

U

Stadt Osnabrück

Der Oberbürgermeister

Osnabrück, den 18. 03. 2020

9. Infektionsschutzrechtliche
Allgemeinverfügung

für Krankenhäuser, Vorsorge- und
Rehabilitationseinrichtungen, 
Heime für ältere Menschen, pflegebedürftige
Menschen oder Menschen mit Behinderungen
nach § 2 Abs. 2 Niedersächsisches Gesetz
über unterstützende Wohnformen (NuWG),
stationäre Einrichtungen der Hilfen
zur Überwindung besonderer sozialer
Schwierigkeiten nach §§ 67 ff. SGB XII
sowie Werkstätten für Menschen
mit Behinderungen, andere Leistungsanbieter
nach § 60 SGB IX, Tagesförderstätten,
Tagesstätten für Menschen mit
seelischen Behinderungen

sowie zur Einstellung des Betriebs
von Einrichtungen der Tagespflege
iSv. § 2 Abs. 7 NuWG;

Aufhebung der infektionsschutzrechtlichen
Allgemeinverfügung vom 17. 03. 2020
für Krankenhäuser, Vorsorge- und
Rehabilitationseinrichtungen, Heime für
ältere Menschen, pflegebedürftige Menschen
oder Menschen mit Behinderungen
nach § 2 Abs. 2 Niedersächsisches Gesetz
über unterstützende Wohnformen (NuWG),
sowie zur Einstellung des Betriebs
von Einrichtungen der Tagespflege
i.S.v. § 2 Abs. 7 NuWG.

gem. § 3 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und Satz 3 NGöGD vom
24. März 2006 zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.
Dezember 2019 auf der Grundlage des § 28 Absatz 1 In-
fektionsschutzgesetz (IFSchG) wird folgende Allge-
meinverfügung erlassen:

1. Regelungen für Krankenhäuser, Vorsorge- und
Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine den
Krankenhäusern vergleichbare medizinische Ver-
sorgung erfolgt, Dialyseeinrichtungen und Ta-
geskliniken:

a. Es ist untersagt, die o.g. Einrichtungen zum
Zwecke des Besuchs zu betreten.
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Hiervon ausgenommen sind damit verbundene
notwendige therapeutische Maßnahmen und
zwingende Dienstleistungen zur Aufrechter-
haltung des Einrichtungsbetriebs. Ausgenom-
men von den Betretungsverbogen sind weiter-
hin Besuche von werdenden Vätern, von Vätern
von Neugeborenen, von Eltern und Sorgebe-
rechtigten von Kindern auf Kinderstationen
und Besuche enger Angehöriger von Palliativ-
patienten. Wenn medizinisch oder ethisch-
sozial vertretbar, sind die Besuche bei erwach-
senen Patienten zeitlich zu beschränken.

Die Einrichtungsleitungen können in besonde-
ren Härtefällen einzelfallbezogen Ausnahmen
unter Auferlegung der erforderlichen Verhal-
tensmaßregeln gewähren (z.B. Besuch naher
Angehöriger in lebensbedrohlichen Situatio-
nen der Patienten/Bewohner sowie im Einzel-
fall für Seelsorger oder Urkundspersonen).

b. Die oben genannten Einrichtungen werden dar-
über hinaus verpflichtet, die erforderlichen
Maßnahmen zu ergreifen, um den Eintrag von
Coronaviren (SARS-CoV-2) zu erschweren und
Patientinnen, Patienten und Personal vor einer
Erkrankung an COVID-19 zu schützen.

c. Kantinen, Cafeterien oder andere der Öffent-
lichkeit zugängliche Einrichtungen sind für
Patienten und Besucher zu schließen. Der Kan-
tinenbetrieb für die Versorgung des jeweiligen
Personals ist zulässig. Die Plätze müssen so
angeordnet sein, dass ein Abstand von minde-
stens 2 Metern zwischen den Tischen gewähr-
leistet ist und die Gäste zueinander einen Ab-
stand von mindestens 2 Meter halten.

d. Sämtliche öffentliche Veranstaltungen wie Vor-
träge, Lesungen, Informationsveranstaltungen
etc. sind zu unterlassen.

2. Regelungen für Heime für ältere Menschen, pfle-
gebedürftige Menschen oder Menschen mit Be-
hinderungen nach § 2 Abs. 2 NuWG, stationäre
Einrichtungen der Hilfen zur Überwindung be-
sonderer sozialer Schwierigkeiten nach §§ 67 ff.
SGB XII sowie Werkstätten für Menschen mit Be-
hinderungen, andere Leistungsanbieter nach § 60
SGB IX, Tagesförderstätten, Tagesstätte für Men-
schen mit seelischen Behinderungen:

a. Es ist untersagt, die o.g. Einrichtungen zum
Zwecke des Besuchs zu betreten. 

Ausgenommen von diesen Besuchsverboten
sind nahestehende Personen von palliativmedi-
zinisch versorgten Bewohnerinnen und Bewoh-
nern. Ausnahmen können zudem im Einzelfall
für Seelsorger oder Urkundspersonen unter
Auferlegung der erforderlichen Verhaltens-
maßregeln zugelassen werden. 

Die Einrichtungsleitungen können in besonde-
ren Härtefällen einzelfallbezogen Ausnahmen
unter Auferlegung der erforderlichen Verhal-
tensmaßregeln gewähren.

Die behandelnden Ärzte, ihre Beauftragten und
die zur Pflege bestimmten Personen haben frei-
en Zutritt. 

b. Darüber hinaus dürfen Werkstätten für behin-
derte Menschen, Tagesförderstätten für behin-

derte Menschen sowie vergleichbare ambulan-
te und teilstationäre Angebote der Eingliede-
rungshilfe von den dort beschäftigten und be-
treuten Menschen mit Behinderungen nicht be-
treten werden, 

• die sich in einer betreuten Unterkunft (z. B.
besondere Wohnform, Wohnheim) befinden,

• die bei Erziehungsberechtigten oder ihren
Eltern wohnen und deren Betreuung sicher-
gestellt ist oder 

• die alleine oder in Wohngruppen wohnen und
sich selbst versorgen können oder eine Be-
treuung erhalten.

Von diesem Betreuungsverbot ausgenommen
sind, diejenigen Menschen mit Behinderung,
die eine Betreuung während des Tages benöti-
gen und deren Betreuung anderweitig nicht si-
chergestellt werden kann. Für diesen Perso-
nenkreis ist eine Notbetreuung sicherzustel-
len. Dabei ist restriktiv zu verfahren. 

Das Betreuungsverbot gilt nicht für Betriebs-
bereiche von Werkstätten für behinderte Men-
schen, die im Zusammenhang mit medizini-
schen und/oder pflegerelevanten Produkten,
Leistungen oder Unterstützungsarbeiten er-
bringen oder durchführen, hierzu zählen auch
Wäschereien. Es gilt auch nicht für solche Be-
triebsbereiche von Werkstätten für behinderte
Menschen, die der Versorgung mit Speisen in
medizinischen und/oder pflegerelevanten Ein-
richtungen dienen.

c. Die Träger der Werkstätten für behinderte
Menschen haben in allen Fällen durch geeigne-
te Maßnahmen sicherzstellen, dass Abstands-
und Hygieneregeln eingehalten und Nahkon-
takte soweit wie möglich verhindert werden.

3. Regelungen für Einrichtungen der Tagespflege
nach § 2 Absatz 7 NuWG:

Der Betrieb der o.g. Einrichtungen wird unter-
sagt. 

Ausgenommen ist die Notbetreuung in kleinen
Gruppen. Die Notbetreuung ist auf das notwendi-
ge Maß zu begrenzen. 

Die Notbetreuung dient dazu, ältere Menschen,
pflegebedürftige Menschen oder Menschen mit
Behinderungen aufzunehmen, deren Familienan-
gehörige, die im Übrigen die Pflege wahrnehmen,
in sog. kritischen Infrastrukturen tätig sind.
Hierzu gehören insbesondere folgende Berufs-
gruppen:

• Beschäftigte im Gesundheitsbereich, medizini-
schen Bereich und pflegerischen Bereich,

• Beschäftigte zur Aufrechterhaltung der Staats-
und Regierungsfunktionen, 

• Beschäftigte insbesondere im Bereich der Poli-
zei, Rettungsdienst, Katastrophenschutz und
Feuerwehr,

• Beschäftigte im Vollzugsbereich einschließlich
Justizvollzug, Maßregelvollzug und vergleich-
bare Bereiche.

Ausgenommen ist auch die Betreuung in besonde-
ren Härtefällen (etwa drohende Kündigung, er-
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heblicher Verdienstausfall). Es wird empfohlen,
das durch eine Schließung der Tagespflegeein-
richtungen freie Personal für die Versorgungssi-
cherstellung sowohl im stationären als auch am-
bulanten Bereich einzusetzen, auch trägerüber-
greifend bei entsprechenden Personalengpässen.

4. Diese Allgemeinverfügung tritt am auf die Be-
kanntgabe folgenden Tag in Kraft bis einschließ-
lich Sonnabend, den 18. April 2020. Eine Verlän-
gerung ist möglich.

5. Auf die Bußgeldvorschriften des § 73 Absatz 1a
Nr. 6 IfSG und die Strafbarkeit einer Zuwider-
handlung gemäß § 75 Absatz 1 Nr. 1; Absatz 3
IfSG wird hingewiesen. 

6. Die Anordnung ist gemäß § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16
Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar.

7. Die infektionsschutzrechtliche Allgemeinverfü-
gung für Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabili-
tationseinrichtungen, Heime für ältere Men-
schen, pflegebedürftige Menschen oder Menschen
mit Behinderungen nach § 2 Abs. 2 Niedersächsi-
sches Gesetz über unterstützende Wohnformen
(NuWG), stationäre Einrichtungen der Hilfen zur
Überwindung besonderer sozialer Schwierigkei-
ten nach §§ 67 ff. SGB XII sowie Werkstätten für
Menschen mit Behinderungen, andere Leistungs-
anbieter nach § 60 SGB IX, Tagesförderstätten,
Tagesstätte für Menschen mit seelischen Behin-
derungen sowie zur Einstellung des Betriebs von
Einrichtungen der Tagespflege iSv. § 2 Abs. 7
NuWG vom 17. 03. 2020 wird aufgehoben.

Begründung:

Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist
§ 28 Absatz 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG). Nach Satz
1 hat die zuständige Behörde die notwendigen Schutz-
maßnahmen zu treffen, wenn Kranke, Krankheitsver-
dächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider
festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein Verstorbe-
ner krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider
war, soweit und solange es zur Verhinderung der Ver-
breitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist.
Nach Satz 2 kann die zuständige Behörde Veranstal-
tungen einer größeren Anzahl von Menschen beschrän-
ken oder verbieten und Badeanstalten oder in § 33 ge-
nannte Gemeinschaftseinrichtungen oder Teile davon
schließen; sie kann auch Personen verpflichten, den
Ort, an dem sie sich befinden, nicht zu verlassen oder
von ihr bestimmte Orte nicht zu betreten, bis die not-
wendigen Schutzmaßnahmen durchgeführt worden
sind.

Erkenntnisse aus anderen Ländern belegen die sehr
hohe Dynamik des Infektionsgeschehens. Das Ziel, die
Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 hier in Nie-
dersachsen zu verlangsamen, wird weiterhin verfolgt.
Hierzu zählt auch der Schutz der Beschäftigten im Me-
dizin- und Pflegebereich, die zur Aufrechterhaltung der
medizinischen und pflegerischen Versorgung zwin-
gend erforderlich sind. Darüber hinaus ist die Gruppe
der älteren Menschen mit chronischen Erkrankungen
sowie die Gruppe multimorbider Menschen einem be-
sonders hohen Risiko an schweren Krankheitsverläu-
fen ausgesetzt, wenn sie sich mit dem Coronavirus infi-
zieren. Daher gilt es, auch diese Gruppe besonders zu
schützen. 

Vor diesem Hintergrund ist das Betretungs- und Be-
suchsverbot die einzig wirksame und verhältnismäßige
Maßnahme, um eine Infektion durch soziale Nahkon-
takte zu verhindern und einen möglichen Viruseintrag
durch nicht behandlungsbedürftige oder pflegebedürf-
tige Dritte zu verhindern. 

Nach eindringlicher Einschätzung der Fachexpertin-
nen und Fachexperten ist damit zu rechnen, dass kurz-
fristig eine neue Eskalationsstufe der Pandemiebewälti-
gung eintreten wird. Es wird dann nicht mehr ausrei-
chen, die Ansteckungen zurückzuverfolgen und alle be-
troffenen Personen unter Quarantäne zu nehmen. Die
Ansteckungsketten müssen somit kurzfristig noch ef-
fektiver unterbrochen werden. Dieses gilt insbesondere
auch für Einrichtungen, in denen Menschen leben und
versorgt werden, für die durch Alter, Erkrankung oder
Behinderung ein besonderes Risiko durch das Corona-
Virus SARS-CoV-2 besteht.

Die Untersagungs-Maßnahmen sind nach fachlicher
Risikobewertung zur Aufrechterhaltung der Funk-
tionsfähigkeit des Gesundheitssystems zwingend erfor-
derlich und in diesem Stadium noch erfolgverspre-
chend möglich.

Das Risiko der Weiterverbreitung steigt erheblich mit
der Anzahl der Kontakte sowie die Intensität der Kon-
taktmöglichkeiten. Dieses Risiko kann durch diese An-
ordnungen vermindert werden. Die Untersagung des
Betriebs der Einrichtungen der Tagespflege, ist erfor-
derlich, um das Risiko der Weiterverbreitung zu mini-
mieren. 

Die Allgemeinverfügung ist angemessen, da sie nicht
außer Verhältnis zu dem in der Allgemeinverfügung
angestrebten Schutz höherwertiger Rechtsgüter wie
Leben, Leib und Gesundheit der Bevölkerung steht.

Hinweis: Die Allgemeinverfügung vom 11. 03. 2020 be-
züglich des Umgangs mit Reiserückkehrern aus Risi-
kogebieten getroffenen Weisungen gelten weiterhin.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsge-
richt Osnabrück, Hakenstr. 15, 49074 Osnabrück, er-
hoben werden.

Auf Antrag kann das Verwaltungsgericht Osna-
brück, Hakenstr. 15, 49074 Osnabrück, die aufschie-
bende Wirkung gem. § 80 Abs. 5 VwGO ganz oder teil-
weise anordnen.

Osnabrück, den 18. 03. 2020

Wolfgang Griesert
(Oberbürgermeister)

U

Stadt Osnabrück

Der Oberbürgermeister

Osnabrück, den 19. 03. 2020

10. Allgemeinverfügung 
der Stadt Osnabrück über die Ausnahme
von der Sonn- und Feiertagsregelung

Nach dem Niedersächsischen Gesetz über die La-
denöffenungs- und Verkaufszeiten (NLöffVZG) vom 08.
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03. 2007 (Nds. GVBl. S. 111) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. 05. 2019 in Verbindung mit §
1 Absatz 1 der Verordnung über die Zuständigkeiten
auf dem Gebiet des Arbeitsschutz-, Immissionsschutz-,
Sprengstoff-, Gentechnik und Strahlenschutzrechts so-
wie in anderen Rechtsgebieten (ZustVO Umwelt-Ar-
beitsschutz) vom 27. 10. 2009 (Nds. GVBl. S. 374) in der
Fassung vom 26. 02. 2019 (Nds. GVBl. S. 33) in Verbin-
dung mit der Anlage 1 Ziffer 4.5. der ZustVO-Umwelt-
Arbeitsschutz wird folgendes verfügt:

1. Im dringenden öffentlichen Interesse dürfen an
Sonn- und Feiertagen im gesamten Gebiet der Stadt
Osnabrück folgende Verkaufsstellen geöffnet wer-
den:

• Einzelhandel für Lebensmittel
• Wochenmärkte
• Lieferdienste
• Getränkemärkte
• Apotheken
• Sanitätshäuser
• Drogerien
• Tankstellen
• der Zeitungsverkauf
• Tierbedarfsmärkte

Hinweis:

In allen genannten Einrichtungen sind die jeweils
betriebsangemessenen Regeln zur Hygiene im Zu-
sammenhang mit der Vermeidung der Übertragung
des Coronavirus SARS-CoV-2 zu beachten. Insbeson-
dere ist der Zutritt zu steuern, Warteschlangen sind
zu vermeiden und es sind Abstände von 2 Metern
zwischen Personen einzuhalten. 

2. Die obigen Anordnungen treten am Tage nach der
Bekanntmachung dieser Allgemeinverfügung in
Kraft und gelten zunächst bis zum 18. 04. 2020
(einschließlich). Eine Aufhebung vor diesem Zeit-
punkt oder eine Verlängerung der Allgemeinverfü-
gung ist bei entsprechend veränderter Gefahrenla-
ge möglich. 

Begründung:

Nach § 5a Niedersächsisches Gesetz über die La-
denöffnungs- und Verkaufszeiten (NLöffVZG) kann die
Stadt Osnabrück als zuständige Behörde zulassen, dass
Verkausstellen an Sonn- und Feiertagen geöffnet wer-
den dürfen, wenn dies im dringenden öffentlichen In-
teresse erforderlich ist. Gemäß Erlass des Niedersächsi-
schen Ministeriums für Soziales, Gesundheit und
Gleichstellung vom 17. 03. 2020 (Coronavirus – SARS-
CoV-2 – Ausnahmen von der Sonn- und Feiertagsrege-
lung von Amts wegen gemäß § 51 NLöffZG) ist das
dringende öffentliche Interesse zur Versorgung der
Bürgerinnen und Bürger mit Dingen und Waren des
täglichen Bedarfs gegeben. Die Sonntagsöffnung ist er-
forderlich um durch die Entzerrung der Kundenströme
eine Weiterverbreitung des Coronavirus – SARS-CoV-2 –
zu verzögern und einzuschränken. 

Die Anordnung tritt mit der Bekanntgabe der Allge-
meinverfügung in Kraft. Sie ist bis einschließlich 18.
April 2020 befristet. 

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsge-

richt Osnabrück, Hakenstr. 15, 49074 Osnabrück, er-
hoben werden.

Osnabrück, den 19. 03. 2020

Wolfgang Griesert
Oberbürgermeister

U

Stadt Osnabrück

Der Oberbürgermeister

Osnabrück, den 20. 03. 2020

11. Infektionsschutzrechtliche
Allgemeinverfügung
zur Beschränkung von sozialen Kontakten
im öffentlichen Bereich angesichts
der Corona-Epidemie und zum 
Schutz der Bevölkerung vor der Verbreitung
des Coronavirus SARS-CoV-2
auf dem Gebiet der Stadt Osnabrück

Aufhebung der 8. infektionsschutzrechtlichen
Allgemeinverfügung vom 18. 03. 2020
zur Beschränkung von sozialen Kontakten
im öffentlichen Bereich angesichts
der Corona-Epidemie und zum 
Schutz der Bevölkerung vor der Verbreitung
des Coronavirus SARS-CoV-2
auf dem Gebiet der Stadt Osnabrück

Gemäß § 28 Abssatz 1 S. 2 des Infektionsschutzgeset-
zes (IfSG), § 2 Absatz 1 Nr. 2, § 3 Absatz 1 S. 1 Nr. 1
NGöGD in Verbindung mit § 1 Absatz 1 Niedersächsi-
sches Verwaltungsverfahrensgesetz in Verbindung mit
§ 35 Satz 2 Verwaltungsverfahrensgesetz wird folgene
Allgemeinverfügung erlassen:

1. Für den Publikumsverkehr werden geschlossen:

1.1 Bars (auch ohne Tanzangebot), Clubs, Disko-
theken, Kneipen (Schankwirtschaft im Sinne
des Gaststättengesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 20. November 1998
(BGBl. I S. 3418, zuletzt geändert durch Arti-
kel 14 des Gesetzes vom 10. März 2017, BGBl.
I S. 420))

1.2 Restaurants, Speisegaststätten, Systemga-
stronomien, Imbisse und Mensen und der-
gleichen für den Aufenthalt von Gästen,

mit Ausnahme von:

a) Verkauf von Speisen und Getränken im
Rahmen eines Außerhausverkaufs für
den täglichen Bedarf nach telefonischer
oder elektronischer Bestellung.

Der Verzehr ist innerhalb eines Umkrei-
ses von 50 Metern zu diesen Betrieben
unzlässig. Aus hygienischen Gründen ist
eine bargeldlose Bezahlung dringend zu
empfehlen. 

b) entsprechenden gastronomischen Liefer-
diensten. 

c) Betriebskantinen für die Versorgung des
jeweiligen Personals.
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Die Plätze müssen so angeordnet sein,
dass ein Abstand von mindestens 2 Me-
tern zwischen den Tischen gewährleistet
ist und die Gäste zueinander einen aus-
reichenden Abstand halten. 

1.3 Kulturzentren, Bürgerhäuser und ähnliche
Einrichtungen, 

1.4 Vergnügungsstätten im Sinne der Baunut-
zungsverordnung in der Baunutzungsverord-
nung in der Fassung der Bekanntmachung
vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3787), 

1.5 Theater (einschließlich Musiktheater), Ki-
nos, Opern, Konzerthäuser und Konzertver-
anstaltungsorte, Museen, Bibliotheken, Pla-
netarien, Sternwarten und ähnliche Einrich-
tungen unabhängig von der jeweiligen Trä-
gerschaft oder den Eigentumsverhältnissen,

1.6 Messen, Ausstellungen und Ausstellungs-
häuser, Zoos, Freizeit- und Tierparks und An-
bieter von Freizeitaktivitäten (drinnen und
draußen), Spezialmärkte, Spielhallen, Spiel-
banken, Wettannahmestellen und ähnliche
Einrichtungen, 

1.7 Prostitutionsstätten im Sinne des Prostitu-
iertenschutzgesetzes vom 21. Oktober 2016
(BGBl. I S. 2372, zuletzt geändert durch Arti-
kel 57 des Gesetzes vom 20. November 2019,
BGBl. I S. 1626, 1661), Bordelle und ähnliche
Einrichtungen (z.B. Wohnungsprostitution),

1.8 Saunas, Dampfbäder und ähnliche Einrich-
tungen, 

1.9 Sportbetrieb auf und in allen öffentlichen
und privaten Sportanlagen (dies gilt sowohl
für Sportanlagen im Freien als auch in ge-
schlossenen Räumen, z.B. Fußball- und Ten-
nishallen, Schießstände usw.), Schwimm-
und Spaßbäder, Sport- und Fitnesstudios,
und ähnliche Einrichtungen, 

Ausnahmen hiervon,
insbesondere für die Kaderathletinnen und 
-athleten, können in besonders begründeten
Einzelfällen durch schriftliche Genehmigung
des Fachbereichs Bildung, Schule und Sport
zugelassen werden.

1.10 alle Spielplätze (einschließlich Indoor-Spiel-
plätze),

1.11 Seniorentreffpunkte,

1.12 Frisörsalons, Kosmetik-, Nagel- und Tattoo-
studios, 

1.13 Bau- und Gartenbaumärkte,

ausgenommen hiervon
ist der Verkauf an Gewerbetreibende und
Landwirte unter Vorlage der Gewerbeerlaub-
nis oder einer anderen geeigneten Bescheini-
gung.

1.14 Outlet-Center (einschließlich der Verkaufs-
stellen in Einkaufscentern). 

1.15 alle weiteren Verkaufsstellen des Einzelhan-
dels

mit Ausnahme von:
a) Einzelhandel für Lebensmittel,

b) Wochenmärkte,
c) Lieferdienste,
d) Getränkemärkte,
e) Apotheken,
f)  Sanitätshäuser, 
g) Drogerien,
h) Tankstellen,
i) Zeitungsverkäufe, 
j) Tierbedarfsmärkte.

In allen genannten Einrichtungen sind die jeweils
betriebsangemessenen Regeln zur Hygiene zu beach-
ten, um dem Schutzzweck dieser Allgemeinverfü-
gung Rechnung zu tragen. Insbesondere ist der Zu-
tritt zu steuern, Warteschlangen sind zu vermeiden
und es sind Abstände von 2 Metern zwischen den
Personen einzuhalten.

Folglich dürfen geöffnet bleiben:

a) Banken und Sparkassen,

b) Poststellen, Annahmestellen von Post- und Pa-
ketdienstleistern, 

c) Reinigungen,

d) Waschsalons,

e) Großhandelsbetriebe und

f) alle Einrichtungen des Gesundheitsweses (un-
ter Beachtung der gestiegenen hygienischen
Anforderungen). 

Soweit in dieser Allgemeinverfügung nichts Ab-
weichendes geregelt ist, dürfen ihrer Tätigkeit
weiter nachgehen:

a) Dienstleister und

b) Handwerker.

2. Verboten werden:

2.1 Zusammenkünfte in Vereinen und sonstigen
Sport- und Freizeiteinrichtungen sowie die
Wahrnehmung von Angeboten von Volks-
hochschulen, Musikschulen und sonstigen
öffentlichen und privaten Bildungseinrich-
tungen im außerschulischen Bereich (darun-
ter fallen auch Angebote von Sprach- und In-
tegrationskursen der Integrationskursträ-
ger, Angebote von Bildungseinrichtungen
der Kinder- und Jugendarbeit und der Ju-
gendsozialarbeit, Angebote der Familienför-
derung, wie Familienbüros und familienun-
terstützende Projekte, Jugendbildungs-, Ju-
genderholungs- und Jugendfreizeitstätten
einschließlich offener Jugendeinrichtungen
sowie Jugendherbergen i.S.v. § 11 SGB VIII,
Einrichtungen, Angebote und Maßnahmen
für Familien nach § 16 SGB VIII wie z.B. Fa-
milienferienstätten, Familienbildungsange-
bote freier Träger und Verbände und Mehrge-
nerationenhäuser, Mütterzentren und nach-
barschaftliche, selbstorganisierte Treffpunk-
te), Angebote in Literaturhäusern sowie Rei-
sebusreisen und Angebote der offenen Kin-
der- und Jugendarbeit;
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Gruppenangebote und Gruppenveranstaltun-
gen (z.B. Selbsthilfegruppen, offene Treffs
und Cafés, Seminare, Seniorinnen- und Seni-
orengruppen usw.).

Andere Angebote auf Distanz, beispielsweise
über Telefon, Handy oder Internet sind hier-
von ausgenommen, vielmehr geben diese An-
gebote Möglichkeiten der Unterstützung und
des sozialen Austausches und helfen, in Kon-
takt zu bleiben.

2.2 Zusammenkünfte in Kirchen, Moscheen, Sy-
nagogen und die Zusammenkünfte anderer
Glaubensgemeinschaften, einschließlich der
Zusammenkünfte in Gemeindezentren, 

2.3 alle öffentlichen Veranstaltungen;

ausgenommen sind
Sitzungen kommunaler Vertreter und Gremi-
en sowie des Landtages und der dazugehöri-
gen Ausschüsse und Gremien, 

2.4 alle öffentlichen und privaten Veranstaltun-
gen sowohl in geschlossenen Räumen als
auch unter freiem Himmel mit einer Teilneh-
mendenzahl von mehr als 1.000 Personen
(Großveranstaltungen), zunächst bis ein-
schließlich 12. 06. 2020, 

2.5 Jahrmärkte und Volksfeste, 

2.6 Prostitutionsvermittlung und Prostitutions-
veranstaltungen im Sinne des Prostituier-
tenschutzgesetzes vom 21. Oktober 2016
(BGBl. I S. 2372, zuletzt geändert durch Arti-
kel 57 des Gesetzes vom 20. November 2019,
BGBl. I S. 1626, 1661) sowie Straßenprostitu-
tion und ähnliche Angebote, 

2.7 alle Ansammlungn im Freien (Richtgröße für
Ansammlungen: mehr als 10 Personen), 

2.8 alle privaten Veranstaltungen mit mehr als
10 Teilnehmenden, 

2.9 Trauerfeiern in geschlossenen Räumen (un-
ter freiem Himmel bis zu 50 Personen zuläs-
sig), 

2.10 das Beherbergen von Personen in Beherber-
gungsstätten und vergleichbaren Angebo-
ten, Hotels, Campingplätzen, Wohnmobil-
stellplätzen zu touristischen Zwecken und

das private und gewerbliche Vermieten von
Ferienwohnungen, von Ferienzimmern, von
Übernachtungs- und Schlafangelegenheiten
und vergleichbaren Angeboten zu touristi-
schen Zwecken.

Dies gilt auch für Betreiber von Kureinrich-
tungen und präventiven Reha-Einrichtungen 

mit Ausnahme von
Anschlussheilbehandlungen im Sinne des
SGB V

Bereits beherbergte Personen haben ihre
Rückreise möglichst bis zum 19. 03. 2020,
spätestens bis zum 25. 03. 2020 vorzuneh-
men.

(Nicht unter den Ansammlungs- oder Veranstal-
tungsbegriff fallen die Teilnahme am öffentlichen

Personennahverkehr, der Aufenthalt an der Arbeits-
stätte oder Zusammenkünften, die mit behördlichen
Aufgaben im Zusammenhang stehen.)

3. Die obigen Anordnungen treten am Tage nach der
Bekanntmachung dieser Allgemeinverfügung in
Kraft und gelten zunächst bis zum 18. 04. 2020
(einschließlich), soweit in dieser Allgemeinverfü-
gung in Ziffer 2.4 nichts Anderes geregelt ist.
Eine Aufhebung oder eine Verlängerung der All-
gemeinverfügung ist bei entsprechend veränder-
ter Gefahrenlage möglich.

4. Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten der vorliegen-
den Allgemeinverfügung wird die 8. infektions-
schutzrechtliche Allgemeinverfügung vom 18. 03.
2020 zur Beschränkung von sozialen Kontakten
im öffentlichen Bereich angesichts der Corona-
Epidemie und zum Schutz der Bevölkerung vor
der Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 auf
dem Gebiet der Stadt Osnabrück für die Zukunft
aufgehoben und durch die vorliegende Allgemein-
verfügung ersetzt.

5. Auf die Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung ge-
gen die in den Ziffern 1 und 2 enthaltene Anord-
nungen gemäß § 75 Absatz 1 Nr. 1; Absatz 3 IfSG
wird hingewiesen.

6. Diese Anordnungen sind gemäß § 28 Absatz 3
i.V.m. § 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Eine
Klage gegen diese Allgemeinverfügung hätte da-
her keine aufschiebende Wirkung.

Begründung

Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist
§ 28 Absatz 1 Satz 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG).
Nach Satz 1 hat die zuständige Behörde die notwendi-
gen Schutzmaßnahmen zu treffen, wenn Kranke,
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder
Ausscheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass
ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder
Ausscheider war, soweit und solange es zur Verhinde-
rung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten er-
forderlich ist. Nach Satz 2 kann die zuständige Behörde
Veranstaltungen einer größeren Anzahl von Menschen
beschränken oder verbieten und Badeanstalten oder in
§ 33 genannte Gemeinschaftseinrichtungen oder Teile
davon schließen; sie kann auch Personen verpflichten,
den Ort, an dem sie sich befinden, nicht zu verlassen
oder von ihr bestimmte Orte nicht zu betreten, bis die
notwendigen Schutzmaßnahmen duchgeführt worden
sind.

Vor dem Hintergrund der sehr dynamischen Verbrei-
tung von Infektionen mit dem SARS-CoV-2 Virus und
Erkankungen an COVID-19 müssen unverzüglich wei-
tere umfänglich wirksame Maßnahmen zur Verzöge-
rung der Ausbreitungsdynamik und zur Unterbre-
chung von Infektionsketten ergriffen werden. Weitrei-
chende effektive Maßnahmen sind dazu dringend not-
wendig, um im Interesse der Bevölkerung und des Ge-
sundheitszustandes die dauerhafte Aufrechterhaltung
des Gesundheitssystems in Niedersachsen sicherzustel-
len. Die großflächige Unterbrechung und Eindäm-
mung eines Großteils der sozialen Kontakte stellt –
über die bereits ergriffenen Maßnahmen hinaus – das
einzig wirksame Vorgehen dar, um das Ziel einer Ent-
schleunigung und Unterbrechung der Infektionsketten
zu erreichen.
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Die notwendigen und differenzierten Maßnahmen
zur Kontaktreduzierung in besonderen Bereichen der
Gesellschaft dienen der Aufrechterhaltung der Funkti-
onsfähigkeit des derzeit durch das Influenza-Gesche-
hen hoch beanspruchten Gesundheitssystems über ei-
nen absehbar längeren Zeitraum hinaus. Für die sta-
tionären Einrichtungen muss dringend der notwendi-
ge Spielraum geschaffen werden, um die erforderliche
Leistungsfähigkeit für die zu erwartenden erhöhten
Behandlungserfordernisse im Intensivbereich unter
Isolierbedingungen für an COVID-19 Erkrankte zu si-
chern.

Diese und weitere kontaktreduzierende Maßnahmen
tragen in besonderer Weise zum Schutz besonders vul-
nerable Bevölkerungsgruppen bei, denn gegen den
SARS-CoV-2 Virus steht derzeit keine Impfung bereit
und es stehen keine gezielten, spezifischen Behand-
lungsmethoden zur Verfügung. Daher stellen die kon-
taktreduzierenden Maßnahmen für die breite Bevölke-
rung das einzig wirksame Mittel zum Schutz der Ge-
sundheit der Allgemeinheit und zur Aufrechterhaltung
zentraler Infrastrukturen dar. Somit kommt den ange-
ordneten Maßnahmen eine so erhebliche Bedeutung zu,
dass auch weitgehende und tiefgreifende Einschrän-
kungen dringend geboten und in dem jeweiligen Um-
fang verhältnismäßig und notwendig sind. Insbesonde-
re sind aufgrund der von allen Gesundheitsbehörden
auf internationaler (WHO, CDC, ECDC) und nationaler
Ebene (BMG, RKI, MSGJFS) bestätigten Lage aus fach-
licher Sicht keine weniger eingriffsintensiven Schutz-
maßnahmen denkbar, die in vergleichbarer Weise ge-
eignet und effektiv wären, um die angestrebte breite
Schutzwirkung zu erreichen.

Zugleich gilt es, die Ernährungsversorgung der Be-
völkerung aufrechtzuerhalten. Hierzu dient auch die
Ausnahmeregelung für Bereitstellung und Abholung
von Speisen sowie die Zulassung von Lieferdiensten.
Vor dem Hintergrund der Anforderungen des Gesund-
heitsschutzes sind diese Regelungen gerechtfertigt.

Alle Geschäfte und Einrichtungen, die nicht unmit-
telbar dem täglichen oder gesundheitlichen Versor-
gungsbedarf dienen, erhöhen durch Kundinnen und
Kunden sowie Besucherinnen und Besucher unnötig
die Anzahl der Nahkontakte und tragen damit zu einer
erheblichen Steigerung des Infektionsrisikos bei. Es ist
daher notwendig, den Betrieb dieser Geschäfte und
Einrichtungen gänzlich zu untersagen, weil auch bei
einer Beschränkung eine Übertragung des Erregers
nicht verlässlich unterbunden werden kann. Unter
Berücksichtigung dieser Faktoren ist die Weisung ver-
hältnismäßig und gerechtfertigt, um der vorrangigen
Gesundheitssicherung der Bevölkerung Rechnung zu 
tragen. 

Öffentliche und private Veranstaltungen stellen im
Hinblick auf die gute Übertragbarkeit des SARS-CoV-2
im Vergleich mit anderen übertragbaren Krankheiten
eine besondere Gefährdung für die Ausbreitung dar.
Aufgrund der mit einer Fluktuation von Personen bei
einer Veranstaltung verbundenen Übertragungsrisi-
ken kann bei Veranstaltungen mit wechselnden Teil-
nehmern nicht statisch auf die zu einem bestimmten
Zeitpunkt anwesende Personenzahl abgestellt werden.
Abweichend von den bereits verfügten Verboten und
Einschränkungen müssen daher alle Veranstaltungen
verboten werden. Die Einhaltung von Auflagen, die re-
gelmäßig strenge Vorgaben enthalten müssten, er-

scheint nicht mehr geeignet, die Ausbreitungsdynamik
in dem erforderlichen Umfang einzudämmen. Private
Veranstaltungen bis zu 10 Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern sind von dem Veranstaltungsverbot ausge-
nommen. Veranstaltungen mit mehr als 10 Teilneh-
menden stellen aufgrund ihrer Größe und der zwi-
schenzeitlich fortgeschrittenen Ausbreitung bereits
eine erhebliche Gefahr dar, den Virus unkontrolliert zu
verbreiten. Sie sind daher verboten.

Die großflächige Unterbrechung und Eindämmung
des touristischen Reiseverkehrs ergänzt die bereits er-
griffenen Maßnahmen und stellt im Kontext der übri-
gen Maßnahmen zur Kontaktreduzierung ein wirksa-
mes, angemessenes Vorgehen dar, um das Ziel einer
Entschleunigung und Unterbrechung der Infektions-
ketten zu erreichen. 

Angesichts des angestrebten Ziels der Aufrechterhal-
tung der Gesundheitsversorgung für die Gesamtbevöl-
kerung ist die Maßnahme auch verhältnismäßig.

Die Regelungen, die über die Landesweisungen vom
16. und 17. 03. 2020 hinausgehen, sind nach Einschät-
zung des Gesundheitsamtes erforderlich, weil die An-
zahl der Neuerkrankungen weiterhin stark steigend
ist. Es bestehen durch die geografische Nähe zu Nord-
rhein-Westfalen, einer Region mit besonders hohen
Fallzahlen, und die traditionell stark ausgeprägten
Einkaufs- und Besuchsbeziehungen zwischen den an-
grenzenden Teilen Nordrhein-Westfalens, der Stadt
Osnabrück und dem Landkreis Osnabrück gesteigerte
Übertragungsrisiken. Trotz mehrfacher und eindring-
licher Verhaltensempfehlungen aller staatlichen Ebe-
nen, sich möglichst im häuslichen Umfeld aufzuhalten
und Kontakte zu anderen Personen weitgehend zu re-
duzieren, werden viele Kundenaufenthalte in Baumärk-
ten und gastronomischen Betrieben im Gebiet von Stadt
und Landkreis Osnabrück verzeichnet. Mit den getrof-
fenen Anordnungen soll die notwendige Grundversor-
gung sichergestellt sein, andererseits sollen Kontakte
soweit wie möglich vermindert werden.

Das verfolgte Ziel einer Entschleunigung und Unter-
brechung der Infektionsketten, lässt sich aufgrund ak-
tueller fachlicher Risikowertungen nur mit weiteren
Maßnahmen zur Einschränkung sozialer Kontakte und
damit zur Unterbrechung der Infektionsketten errei-
chen. Die Untersagung eines Publikumsverkehrs für
Restaurants, Speisegaststätten, Systemgastronomie,
Imbisse und Mensen und dergleichen stellt im Kontext
der übrigen Maßnahmen zur Kontaktreduzierung ein
wirksames, angemessenes Vorgehen dar. Diese weite-
ren Maßnahmen zur Eindämmung der Verbreitungsri-
siken sind angesichts des angestrebten Ziels der Auf-
rechterhaltung der Gesundheitsversorgung für die Ge-
samtbevölkerung auch verhältnismäßig.

Zugleich gilt es, die Ernährungsversorgung der Be-
völkerung aufrechtzuerhalten. Hierzu dient die Aus-
nahmeregelung für den Außerhausverkauf. Vor dem
Hintergrund der Anforderungen des Gesundheits-
schutzes sind die mit der Ausnahme verbundenen Auf-
lagen gerechtfertigt.

Die Anordnung tritt mit der Bekanntgabe der Allge-
meinverfügung in Kraft. Ein großer Teil der Regelun-
gen ist entsprechend der fachlichen Weisung vom 16.
03. 2020 und 17. 03. 2020 bis einschließlich 18. 04.
2020 befristet. Das bis zum 12. 06. 2020 befristete Ver-
bot für Großveranstaltungen greift die ursprüngliche,
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inhaltgleiche Regelung der (2.) „Allgemeinverfügung
vom 12. 03. 2020 für Veranstalter betreffend das Verbot
von Großveranstaltungen (...)“ auf und dient der Pla-
nungssicherheit, da nicht zu erwarten ist, dass in die-
sem Zeitraum Veranstaltungen dieser Größenordnung
verantwortbar durchgeführt werden können.

Diese Allgemeinverfügung findet ihre Grundlage in
§ 28 Absatz 1 Satz 2 IfSG. Zuwiderhandlungen sind da-
her strafbar nach § 75 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 IfSG. 

Die Anordnungen sind gemäß § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16
Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Eine Klage gegen die
Maßnahmen hätte daher keine aufschiebende Wirkung.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsge-
richt Osnabrück, Hakenstr. 15, 49074 Osnabrück, er-
hoben werden.

Auf Antrag kann das Verwaltungsgericht Osna-
brück, Hakenstr. 15, 49074 Osnabrück, die aufschie-
bende Wirkung gem. § 80 Abs. 5 VwGO ganz oder teil-
weise anordnen.

Osnabrück, den 20. 03. 2020

Wolfgang Griesert
(Oberbürgermeister)

U

Stadt Osnabrück

Der Oberbürgermeister

Osnabrück, 20. 03. 2020

12. Allgemeinverfügung über den 
Vollzug des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG)
und des Asylgesetzes (AsylG)

Die Dienststellen der Stadt Osnabrück sind seit
Dienstag, den 18. März 2020 bis auf Weiteres für den
Besucherverkehr geschlossen. Von dieser Schließung
ist auch die Ausländerbehörde betroffen. Alle bereits
vereinbarten Termine innerhalb der o.g. Schließzeit ent-
falen. Neue Termine werden vorerst nicht vergeben.

Die Stadt Osnabrück erlässt als zuständige Auslän-
derbehörde gemäß § 71 Abs. 1 AufenthG i.V.m. § 2 Nr.
1 der Niedersächsischen Allgemeinen Zuständigkeits-
verordnung für die Gemeinden und Landkreise zur
Ausführung von Bundesrecht (AllgZustVO-Kom) vom
14. Dezember 2004 sowie gem. § 35 Satz 2 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (VwVfG) in der jeweils aktuell
gültigen Fassung aufgrund der vorstehenden Aus-
gangslage folgende Allgemeinverfügung:

1. Für innerhalb des Zeitraums vom 18. 03. 2020 bis
einschließlich 30. 06. 2020 ablaufende befristete
Aufenthaltstitel (nationale Visa, Aufenthaltser-
laubnisse, Blaue Karten EU, ICT-Karten, Mobile
ICT-Karten) von Ausländern mit Hauptwohnsitz
innerhalb der Stadt Osnabrück wird die Fortgel-
tungsfiktion von Amts wegen angeordnet.

2. Die Geltungsdauer von Duldungen und Aufent-
haltsgestattungen sowie Ausreisebescheinigun-
gen und Grenzübertrittsbescheinigungen, welche
innerhalb des Zeitraums vom 18. 03. 2020 bis
einschließlich 29. 06. 2020 ablaufen und welche

für die Stadt Osnabrück zugewiesene Ausländer
mit Hauptwohnsitz innerhalb der Stadt Osna-
brück ausgestellt wurden, werden von Amts we-
gen bis 30. 06. 2020 verlängert.

3. Die Ausreisefrist für Inhaber von Schengen, Visa
zu Besuchs- oder Geschäftszwecken (s.g. Touri-
stenvisa, Typ C), deren Geltungsdauer innerhalb
des Zeitraums vom 18. 03. 2020 bis einschließlich
29. 06. 2020 ablaufen, wird von Amts wegen bis
30. 06. 2020 verlängert. Das Gleiche gilt für Per-
sonen, die sich zulässig visafrei zu touristischen
Zwecken für 90 Tage im Bundesgebiet aufhalten
dürfen und bei denen die 90-Tage-Frist im o.g.
Zeitraum endet. Die Verlängerung der Ausreise-
frist gilt für zwischenzeitlich mit Hauptwohnsitz
in der Stadt Osnabrück gemeldete Ausländer und
für Ausländer, die sich nachweislich mindestens
eine Woche vor Bekanntgabe dieser Verfügung in
der Stadt Osnabrück aufgehalten haben und sich
auch noch gegenwärtig hier aufhalten. 

4. Die obigen Anordnungen treten am Tage nach der
Bekanntmachung dieser Allgemeinverfügung in
Kraft und gelten zunächst bis zum 30. 06. 2020
(einschließlich). Eine Aufhebung vor diesem Zeit-
punkt oder eine Verlängerung der Allgemeinver-
fügung ist bei entsprechend veränderter Gefah-
renlage möglich.

Begründung:

Die von der Niedersächsischen Landesregierung
durch Erlass angeordneten und mit Allgemeinverfü-
gung der Stadt Osnabrück umgesetzten Infektions-
schutzmaßnahmen (bspw. Schul- und Kita-Schließun-
gen) wegen des SARS-CoV-2 Krankheitserregers (s.g.
Corona Virus, Covid-19) haben Auswirkungen auf den
direkten Dienstbetrieb der Ausländerbehörde der Stadt
Osnabrück. Bereits vergebene Termine zur Beantra-
gung oder Verlängerung des Aufenthaltsrechts müs-
sen entfallen, da deren Durchführung nicht mehr in
Gänze gewährleistet werden kann. Hierdurch bestünde
die Gefahr unverschuldet ungeregelter Aufenthalts-
rechte und unerlaubter Aufenthalte von Ausländern.

Gemäß § 81 Abs. 4 AufenthG gilt der Aufenthaltsti-
tels eines Ausländers bis zur Entscheidung der Auslän-
derbehörde als fortbestehend (s.g. Fortbestandsfiktion),
wenn der Ausländer vor Ablauf des bisherigen Aufent-
haltstitels dessen Verlängerung oder die Erteilung ei-
nes anderen Aufenthaltstitels beantragt. Da Ausländer
durch die Schließung der Ausländerbehörde unver-
schuldet daran gehindert sind, Verlängerungsanträge
persönlich zu stellen und auch die postalische Bearbei-
tung derartiger Anträge derzeit nicht planbar ist, wird
von Amts wegen die Fiktionswirkung nach § 81 Abs. 4
AufenthG angeordnet.

Die Maßnahme ist geeignet, um zu verhindern, dass
sich Ausländer entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 AufenthG
ohne erforderlichen Aufenthaltstitel im Bundesgebiet
aufhalten. Gleichzeitig dient die Maßnahme der Rechts-
klarheit und der Absicherung des öffentlichen Lebens.
Aufenthaltsrechtliche Dokumente sind häufig Basis
für andere öffentliche Dienstleistungen. Es bedarf so-
mit einer Übergangsregelung für bald ablaufende Auf-
enthaltstitel. Die Maßnahme ist somit auch erforder-
lich. Die Maßnahme ist außerdem eine begünstigende
Entscheidung. Sie ist somit auch angemessen, um den
Individualinteressen aller betroffenen Ausländer aus-
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reichend Rechnung zu tragen und gleichzeitig die der-
zeit eingeschränkte Aufgabenerfüllung der Ausländer-
behörde weiterhin zu ermöglichen. 

Sobald die Infektionsschutzmaßnahmen der Nieder-
sächsischen Landesregierung aufgehoben sind, ist die
durch das Gesetz vorgesehene Antragstellung durch
die nach Ziffer 1 dieser Verfügung erfassten Ausländer
innerhalb von 4 Wochen nachzuholen. Die nach Anlage
D3 der Aufenthaltsverordnung (AufenthV) geregelten
einheitlichen Fiktionsbescheinigungen werden für die
Dauer der Maßnahme grundsätzlich nicht ausgestellt.

Im Rahmen der Fortgeltungsfiktion behalten die Ne-
benbestimmungen zum Aufenthaltsrecht (bspw. das
Recht, eine Beschäftigung auszuüben) grundsätzlich
ihre Gültigkeit.

Die unter Ziffer I. getroffenen Erwägungen treffen
auch für zugewiesene Asylbewerber, deren Aufenthalt
nach § 55 Abs. 1 AsylG als gestattet gilt und durch eine
Aufenthaltsgestattung dokumentiert wird sowie auf
Ausländer zu, deren Abschiebung vorübergehend aus-
gesetzt wurde und welche eine Duldung nach §60a 
AufenthG besitzen. Das Gleiche gilt für vollziehbar aus-
reisepflichtige Ausländer, die im Besitz einer Ausreise-
bescheinigung (gem. aktueller Nds. Erlasslage) oder ei-
ner Grenzübertrittsbescheinigung sind.

Aufgrund der Einschränkungen des Reiseverkehrs
in Deutschland und in Europa sind derzeit zahlreiche
Inhaber von Schengen Visa unverschuldet an der Aus-
reise gehindert. Da Schengen Visa mit grundsätzlich
unterschiedlichen Geltungsdauern befristet erteilt wer-
den, bedürfte es einer Einzelfallentscheidung, ob die
Visa ggf. auch nach Artikel 33 Visakodex verlängerbar
wären. HIerbei wären die Maximalaufenthaltsdauer
und die maximale Geltungsdauer zu berücksichtigen.
Auch diese Einzelfallprüfungen können während der
Dauer der angeordneten Infektionsschutzmaßnahmen
nicht mit Sicherheit gewährleistet werden.

Die Inhaber von ablaufenden Schengen Visa werden
insofern ohne gültigen Aufenthaltstitel nach § 50 Abs.
1 AufenthG ausreisepflichtig. Da die Betroffenen un-
verschuldet an der Ausreise gehindert sind, kann die
Ausländerbehörde zunächst nach § 50 Abs. 2 AufenthG
eine Ausreisefrist setzen. Mit der Setzung der Ausreise-
frist erfolgt der Aufenthalt zwar immer noch entgegen
§ 4 Abs. 1 Satz 1 AufenthG ohne erforderlichen Aufent-
haltstitel, er ist jedoch nicht strafbar im Sinne von § 95
Abs. 1 Nr. 2 AufenthG.

Der Personenkreis nach Ziffer 3 umfasst nur Perso-
nen, die sich bereits einige Zeit in der Stadt Osnabrück
aufhalten oder ihren Hauptwohnsitz in der Stadt Os-
nabrück haben. Jedenfalls müssen sich nicht in der
Stadt Osnabrück als Einwohner gemeldete Touristen
seit mindestens einer Woche vor Bekanntgabe dieser
Verfügung in der Stadt Osnabrück aufhalten. Die Ein-
schränkung des Personenkreises erfolgt zur Abgren-
zung ausländerrechtlicher Zuständigkeiten. Die Stadt
Osnabrück beabsichtigt keine Regelungen für Auslän-
der anderer Zuständigkeitsbereiche zu treffen. Insofern
sollen auch kurzfristige Zuzüge innerhalb der Gel-
tungsdauer dieser Regelung vermieden werden. Zwi-
schenzeitlich Zuziehende fallen ausdrücklich nicht in
den Adressatenkreis dieser Verfügung. 

Sobald die Infektionsschutzmaßnahmen der Nieder-
sächsischen Landesregierung aufgehoben sind und die
Ausländerbehörde wieder ihren Dienstbetrieb regulär

aufgenommen hat, muss die Verlängerung der Ausrei-
sefrist unverzüglich schriftlich dokumentiert werden.
Hierzu muss eine persönliche Vorsprache nach der Wie-
dereröffnung der Ausländerbehörde erfolgen.

Hinweise: Die aktuelle Lage ist dynamisch. Bitte beach-
ten Sie die Informationslage auf www.osnabrueck.de
oder in den Lokalmedien. Soweit erforderlich, kann die
Geltungsdauer der oben angeordneten Maßnahmen
auch bis nach dem 30. 06. 2020 verlängert oder ver-
kürzt werden.

Für alle Personen, die nicht zum Adressatenkreis die-
ser Allgemeinverfügung gehören und deren Anliegen
dringender Klärung bedarf, stehen die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der Ausländerbehörde montags,
dienstags, donnerstags und freitags in der Zeit von
08:00 Uhr – 10:00 Uhr unter der Telefonnummer: 0541-
323-4500 zur Verfügung. Alternativ senden Sie uns
gerne eine Mail mit Ihrem Anliegen an: auslaenderbe-
hoerde@osnabrueck.de.

Bitte sehen Sie aus Gründen des Infektionsschutzes
gegenwärtig von persönlichen Vorsprachen in der Aus-
länderbehörde ab!

Osnabrück, den 20. 03. 2020

Wolfgang Griesert
(Oberbürgermeister)

U

Stadt Osnabrück

Bauleitplanung der Stadt Osnabrück

Der Rat der Stadt hat am 17. 03. 2020 gemäß § 10
Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen:

• Bebauungsplan Nr. 146 – Osningstraße/Wörth-
straße – 2. Änderung (beschleunigtes Verfahren)
Planbereich: zwischen Deisterweg, Meller Straße,
Osningstraße und Ithweg

• Bebauungsplan Nr. 399 – Margarethenkirche Vox-
trup – 11. Änderung (beschleunigtes Verfahren)
Planbereich: zwischen Wasserwerkstraße, Düstru-
per Kirchweg, An der Margarethenkirche und Well-
mannsweg

Die Bebauungspläne mit Begründung können im In-
ternet unter http://geo.osnabrueck.de/bplan/ oder im
Fachbereich Städtebau der Stadt Osnabrück , Domini-
kanerkloster, Hasemauer 1, Zimmer 108, während der
Dienststunden eingesehen werden. 

Mit dieser Bekanntmachung treten die Bebauungs-
pläne in Kraft. 

Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3,
Abs. 2 und Abs. 3 Satz 2 BauGB bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften und von Bestimmungen
über das Verhältnis vom Bebauungsplan zum Flächen-
nutzungsplan sowie Mängel der Abwägung werden un-
beachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit
dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der
Stadt Osnabrück unter Darlegung des die Verletzung
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden
sind. Dies gilt bei beschleunigten Verfahren entspre-
chend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beacht-
lich sind. 
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Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2
BauGB über die Geltendmachung von Planungsent-
schädigungsansprüchen durch Antrag an den Ent-
schädigungsverpflichteten (vgl. § 43 BauGB) im Falle
der in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermö-
gensnachteile und auf das nach § 44 Abs. 4 BauGB
mögliche Erlöschen der Ansprüche, wenn der Antrag
nicht innerhalb der Frist von drei Jahren gestellt wird,
wird hingewiesen.

Osnabrück, 27. 3. 2020

Der Oberbürgermeister
Wolfgang Griesert

U

Stadt Osnabrück

Sicherung der Bauleitplanung
der Stadt Osnabrück

Der Rat der Stadt hat am 17. 3. 2020 gemäß den §§ 14
und 16 Baugesetzbuch (BauGB) i. V. m. § 58 Nieder-
sächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)
als Satzung beschlossen:

• Veränderungssperre Nr. 66 für den Bereich des
zukünftigen Bebauungsplans 646 – westlich Kano-
nenweg –
Planbereich: zwischen Lüstringer Straße, Kanonen-
weg, Rotenburger Straße und Bahnstrecke Wanne-
Eickel – Hamburg Hbf

• Veränderungssperre Nr. 67 für den Bereich des
zukünftigen Bebauungsplanes 640 – Nikolaizen-
trum –
Planbereich: zwischen Krahnstraße, Nikolaiort,
Redlingerstraße, Kamp, Dielingerstraße, Derby-
Platz und Hakenstraße

Die Veränderungssperren können im Internet unter
http://geo.osnabrueck.de/bplan/ oder im Fachbereich
Städtebau der Stadt Osnabrück, Dominikanerkloster,
Hasemauer 1, Zimmer 108, während der Dienststunden
eingesehen werden. 

Mit dieser Bekanntmachung treten die Verände-
rungssperren gemäß § 16 Abs. 2 in Verbindung mit §
10 Absatz 3 BauGB in Kraft. 

Hinsichtlich etwaiger Entschädigungsansprüche
wird auf die Vorschriften des § 18 BauGB hingewiesen.

Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3,
Abs. 2 und Abs. 3 Satz 2 BauGB bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften sowie Mängel der Abwä-
gung werden unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich ge-
genüber der Stadt Osnabrück unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend ge-
macht worden sind. 

Osnabrück, 27. 3. 2020

Der Oberbürgermeister
Wolfgang Griesert

U

Stadt Osnabrück

16. Änderungssatzung 
der Satzung vom 15. März 1994
über die Erhebung von Marktstandsgeldern
auf Wochen-, Jahr-, Mai- und 
Weihnachtsmärkten der Stadt Osnabrück

Aufgrund der §§ 10, 13 und 111 des Nieders. Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) i. V. m. § 71 der
Gewerbeordnung (GewO) sowie § 5 des Nieders. Kom-
munalabgabengesetzes (NKAG) hat der Rat der Stadt
Osnabrück in seiner Sitzung am 17. März 2020 folgen-
de Änderungssatzung beschlossen:

Artikel 1

Die Satzung über die Erhebung von Marktstandsgel-
dern auf Wochen-, Jahr-, Mai- und Weihnachtsmärkten
in der Stadt Osnabrück wird wie folgt geändert:

In § 3 Ziff. 1 wird 2,46 

 

E durch 3,59 E, in Ziff. 2 9,86
E durch 12,82 E, in Ziff. 4 1,72 E durch 2,52 E und in
Ziff. 6 1,83 E durch 2,68 E ersetzt.

Artikel 2

Diese Satzung zur Änderung der Satzung über die
Erhebung von Marktstandsgeldern auf Wochen-, Jahr-,
Mai- und Weihnachtsmärkten tritt am Tag nach ihrer
Bekanntmachung in Kraft. 

Osnabrück, den 17. März 2020

Stadt Osnabrück

gez. Wolfgang Griesert
Oberbürgermeister

U

Stadt Osnabrück

Verordnung
über das Landschaftsschutzgebiet
„Kammmolchbiotop Palsterkamp“
in der Stadt Osnabrück und
der Gemeinde Belm im Landkreis Osnabrück
vom 11. 02. 2020

Aufgrund der §§ 20 Abs. 2 Nr. 4, 22 Abs. 1 und 2, 26,
32 Abs. 2 und 3 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
vom 29. 7. 2009 (BGBl. I S. 2542) zuletzt geändert
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 13. Mai 2019 (BGBl. I
S. 706) i. V. m. den §§ 14, 15, 19, 23 und 32 Abs. 2 Nds.
Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz
(NAGBNatSchG) vom 19. 2. 2010 (Nds. GVBl. S. 104)
zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. 10. 2018 (NDS.
GVBl. S. 220, 2019 S. 26) wird im Einvernehmen mit
dem Landkreis Osnabrück verordnet:

§ 1
Landschaftsschutzgebiet

(1) Das in den Absätzen 2 und 3 näher bezeichnete Ge-
biet wird zum Landschaftsschutzgebiet (LSG)
„Kammmolchbiotop Palsterkamp“ erklärt.

(2) Die östliche Hälfte des Gebietes befindet sich im
Landkreis Osnabrück auf dem Gebiet der Gemeinde
Belm, der westliche Teil innerhalb der kreisfreien
Stadt Osnabrück.
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(3) Die Grenze des LSG ergibt sich aus der maßgebli-
chen und mitveröffentlichten Karte im Maßstab
1:5000 (Anlage 1). Sie verläuft entlang der Innen-
seite der schwarzen Linie des in der maßgeblichen
Karte dargestellten grauen Rasterbandes. In der
maßgeblichen Karte ist auch die Lage des LSG im
Maßstab 1:50.000 ersichtlich. Die Karte ist Bestand-
teil dieser Verordnung. Die Verordnung und die
maßgebliche Karte können von jedermann während
der Dienststunden beim Landkreis Osnabrück, der
Gemeinde Belm und der Stadt Osnabrück – Untere
Naturschutzbehörde – unentgeltlich eingesehen
werden. 

(4) Das LSG ist identisch mit dem Fauna-Flora-Habitat-
Gebiet (FFH-Gebiet) „Kammmolchbiotop Palster-
kamp“ (DE 3614-332, Landesinterne Nr. 336) gemäß
der Richtlinie 92/43/EWG (FFH-Richtlinie) des Rates
vom 21. 5. 1992 zur Erhaltung der natürlichen Le-
bensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflan-
zen (ABl. EG Nr. L 206 S. 7; 1996 Nr. L 59 S. 63), zu-
letzt geändert durch Richtlinie 2013/17/EU des Ra-
tes vom 13. 5. 2013 (ABl. EU Nr. L 158 S. 193). 

(5) Das LSG hat eine Größe von ca. 64 ha. 

§ 2
Gebietscharakter 

Das LSG liegt im Naturraum „Osnabrücker Hügel-
land“ und in der naturräumlichen Haupteinheit „We-
ser- und Weser-Leine-Bergland“. Die östliche Hälfte des
Gebietes befindet sich im Landkreis Osnabrück auf dem
Gebiet der Gemeinde Belm, der westliche Teil innerhalb
der kreisfreien Stadt Osnabrück.

Der großflächig von Buchenwald und Eichenmisch-
wald bewachsene Kleeberg wird vorwiegend forstwirt-
schaftlich genutzt. Waldmeister-Buchenwälder und
Hainsimsen-Buchenwälder weisen repräsentative Be-
stände auf, eingestreut sind Fichtenbestände. Inner-
halb einer Talsenke stockt im Osten ein Erlen-Eschen-
Quellwald. Im Westen ist die Senke weniger ausgeprägt
und beherbergt einen feuchten Eichen- und Hainbu-
chen-Mischwald. 

Innerhalb des LSG befinden sich drei Tümpel. Zwei
der Tümpel sind nachgewiesene Laichhabitate des
Kammmolches (Triturus christatus). Zusammen mit
den umgebenden Laub- und Laubmischwäldern, den
übrigen Wäldern, Gebüschen, Brachflächen und Grün-
landflächen stellen die Gewässer einen wertvollen Ge-
samtlebensraum für den Kammmolch dar. 

Die Tümpel werden durch Quell- und Niederschlags-
wasser gespeist. Quellige Bereiche befinden sich vor al-
lem im Ostteil des Gebietes, diese stellen die maßgebli-
che Wasserversorgung für die feuchte und zumindest
überstaute Talsenke dar, die das Gebiet von Osten nach
Westen durchzieht und aus der ein temporärer Bach
aus dem Gebiet abfließt.

Folgende im Gebiet vorkommende Biotope sind gem.
§ 30 BNatSchG i. V. m. § 24 NAGBNatSchG gesetzlich
geschützt: Sonstige naturnahe nährstoffreiches Stillge-
wässer, naturnaher Bach des Berg- und Hügellandes
mit Feinsubstrat, Erlen- und Eschen-Quellwald sowie
ein Waldtümpel. 

Das als Waldtümpel bezeichnete Kleingewässer auf
dem Gebiet des Landkreises Osnabrück ist darüber hin-
aus im Zusammenhang mit angrenzenden Bereichen
als Naturdenkmal (ND OS 213) ausgewiesen worden.

§ 3
Besonderer Schutzzweck

(1) Die Erklärung zum LSG bezweckt insbesondere

1. die Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstel-
lung von Stillgewässern im Gebiet als Laichge-
wässer und aquatische Lebensräume des Kamm-
molches sowie die Vernetzung der Gewässer, 

2. der Erhalt und die Entwicklung der an die Still-
gewässer angrenzenden Landlebensräume des
Kammmolches, 

3. die Erhaltung der Quellen im Gebiet, insbesonde-
re der Quelle, die das Stillgewässer südlich der
Hofstelle Meyer-Osterhues speist sowie deren
Überlauf in das Tal des temporären Baches, 

4. die Erhaltung feuchter und quelliger Standort-
verhältnisse innerhalb der Senke, die das Gebiet
von Osten nach Westen durchzieht, 

5. die Erhaltung und die Entwicklung naturnaher
Buchenwaldkomplexe, Eichen- und Hainbuchen-
wälder feuchter und mäßig trockener bis frischer
Standorte und Erlen-Eschenwälder quelliger
Standorte, 

6. die Erhaltung und Entwicklung von Habitatbäu-
men und Altholzinseln, 

7. die Erhaltung und Entwicklung magerer bis
mäßig nährstoffreicher, extensiv genutzter Grün-
landflächen, 

8. die Erhaltung der weitgehenden Ruhe und Unge-
störtheit des Schutzgebietes. 

(2) Das LSG ist Teil des kohärenten europäischen öko-
logischen Netzes „Natura 2000“. Die Unterschutz-
stellung trägt dazu bei, den günstigen Erhaltungs-
zustand der maßgeblichen Art Kammmolch und der
maßgeblichen Lebensraumtypen im FFH-Gebiet zu
erhalten oder wiederherzustellen. 

(3) Erhaltungsziele des FFH-Gebietes im LSG sind die
Erhaltung und die Wiederherstellung eines günsti-
gen Erhaltungszustandes 

1. insbesondere der Tierart

Kammmolch (Triturus christatus)
als vitale, langfristig sich selbst tragende Popula-
tion, die das Schutzgebiet in miteinander vernetz-
ten kleineren bis mittelgroßen Stillgewässern im
Verbund zu weiteren Vorkommen nutzt; die Ge-
wässer führen dauerhaft Wasser, weisen ausge-
dehnte Flachwasserzonen sowie submerse und
emerse Vegetation auf, sind mäßig verkrautet,
fischfrei, nährstoffarm, unbeschattet und von ge-
eigneten Landhabitaten (Brachland, extensives
Grünland und Gehölzstrukturen, totholzreiche
Wälder) umgeben, 

2. insbesondere des prioritären Lebensraumtyps
(Anhang I FFH-Richtlinie)

91E0 Auenwälder mit Erle, Esche und Weide
als naturnahe, feuchte bis nasse Erlen- und Erlen-
Eschenwälder in Quell- und Sumpfbereichen auf
Standorten mit hohen Grundwasserständen und
ggf. periodischen Überflutungen und abwechs-
lungsreichen Boden- und Geländestrukturen wie
Senken, Rinnen oder Tümpeln mit allen Alters-
und Zerfallsphasen in mosaikartigem Wechsel,
mit standortgerechten lebensraumtypischen
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Laubbaumarten (Schwarzerle und Esche als
Hauptbaumarten sowie vereinzelt Weidenarten,
Stieleiche und Hainbuche als Nebenbaumarten),
einem hohen Anteil an Alt- und Totholz, Höhlen-
bäumen und anderen Habitatbäumen, einer le-
bensraumtypischen Kraut- und Strauchschicht
und vielgestaltigen Waldrändern einschließlich
ihrer charakteristischen Tierarten wie Wald-
schnepfe (Scolopax rusticola) und Pflanzenarten
wie Bitteres Schaumkraut (Cardamine amara),
Waldsegge (Carex acutiformis), Winkel-Segge
(Carex remota), Sumpf-Pippau (Crepis paludosa),
Rasen-Schmiele (Deschampsia cespitosa), Hain-
Gilbweiderich (Lysimachia nemorum) und Klei-
ner Baldrian (Valeriana dioica), 

3. insbesondere der übrigen Lebensraumtypen (An-
hang I FFH-Richtlinie)

a) 9110 Hainsimsen-Buchenwälder

als naturnahe, strukturreiche Buchenwälder
auf basenarmen Silikatböden mit allen Alters-
und Zerfallphasen in mosaikartigem Wechsel,
mit standortgerechten, lebensraumtypischen
Laubbaumarten (Rotbuche als Hauptbaumart
sowie Stieleiche, Eberesche und Hainbuche als
Nebenbaumarten), einem hohen Anteil an Alt-
und Totholz, Höhlenbäumen und anderen Ha-
bitatbäumen, einer lebensraumtypischen
Kraut- und Strauchschicht und vielgestaltigen
Waldrändern einschließlich ihrer charakteri-
stischen Tierarten wie Schwarzspecht (Dryoco-
pus martius), Hohltaube (Columba oenas),
Buntspecht (Picoides major) und Trauer-
schnäpper (Ficedula hypoleuca) und charakte-
ristischen Pflanzenarten wie Pillen-Segge (Ca-
rex pilulifera), Draht-Schmiele (Deschampsia
flexuosa), Dornfarn (Dryopteris carthusiana),
Schattenblümchen (Maianthemum bifolium),
Sauerklee (Oxalis acetosella), Heidelbeere (Vac-
cinium myrtillus) und Flattergras (Milium ef-
fusum), 

b) 9130 Waldmeister-Buchenwälder

als naturnahe, strukturreiche Buchenwälder
auf mehr oder weniger basenreichen Standor-
ten mit allen Alters- und Zerfallsphasen in mo-
saikartigem Wechsel, mit standortgerechten,
lebensraumtypischen Laubbaumarten (Rotbu-
che als Hauptbaumart sowie Esche, Vogel-Kir-
sche, Stieleiche und Hainbuche als Neben-
baumarten), einem hohen Anteil an Alt- und
Totholz, Höhlenbäumen und anderen Habitat-
bäumen, einer lebensraumtypischen Kraut-
und Strauchschicht und vielgestaltigen Wald-
rändern einschließlich ihrer charakteristi-
schen Tierarten wie Schwarzspecht (Dryocopus
maritus), Hohltaube (Columba oenas), Bunt-
specht (Picoides major) und Trauerschnäpper
(Ficedula hypoleuca) und charakteristischen
Pflanzenarten wie Waldmeister (Galium odora-
tum), Wald-Veilchen (Viola reichenbachiana),
Wald-Segge (Carex sylvatica), Vielblütige
Weißwurz (Polygonatum multiflorum) und
Hohe Schlüsselblume (Primula elatior) und 

c) 6510 Magere Flachland-Mähwiesen

als artenreiche, nicht oder wenig gedüngte
Mähwiesen bzw. wiesenartige Extensivweiden

auf von Natur aus mäßig feuchten bis mäßig
trockenen Standorten mit natürlichem Relief
in landschaftstypischer Standortabfolge, teil-
weise im Komplex mit landschaftstypischen
Gehölzen (Hecken, Gebüsche, Baumgruppen,
alte Obstbaumbestände) einschließlich ihrer
charakteristischen Tierarten wie Schafstelze
(Motacilla flava), Feldlerche (Alauda arvensis)
und Rebhuhn (Perdix perdix) und Pflanzenar-
ten wie Gewöhnliche Schafgarbe (Achillea mil-
lefolium), Gewöhnliches Ruchgras (Anthoxan-
thum odoratum), Wiesen-Schaumkraut (Carda-
mine pratensis), Wiesen-Bärenklau (Heracleum
sphondylium), Spitzwegerich (Plantago lanceo-
lata), Scharfer Hahnenfuß (Ranunculus acris),
Breitblättriger Ampfer (Rumex acetosa), Klei-
ner Klee (Trifolium dubium) und Rot-Klee (Tri-
folium pratense) 

als die für den Schutzzweck maßgeblichen Be-
standteile

(4) Die Umsetzung der vorgenannten Erhaltungsziele
insbesondere auf land- und forstwirtschaftlichen
Flächen sowie von Pflege- und Entwicklungsmaß-
nahmen kann aufbauend auf die nachfolgenden
Schutzbestimmungen auch durch Angebote des Ver-
tragsnaturschutzes unterstützt werden. 

§ 4
Verbote

(1) Gemäß § 26 Abs. 2 BNatSchG sind im LSG alle
Handlungen verboten, die den Charakter des Land-
schaftsschutzgebietes gemäß § 2 dieser Verordnung
verändern oder dem besonderen Schutzzweck des §
3 dieser Verordnung zuwiderlaufen. Gemäß § 33
Absatz 1 BNatSchG sind alle Handlungen unzuläs-
sig, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung des
Natura 2000-Gebietes in seinen für die Erhaltungs-
ziele und den Schutzzweck dieser Verordnung maß-
geblichen Bestandteile führen können. 

(2) Soweit § 5 und § 6 dieser Verordnung keine ande-
ren Regelungen enthalten, sind insbesondere fol-
gende Handlungen untersagt:

1. das LSG außerhalb der Straßen und Wege zu be-
treten und zu befahren; Rückegassen und Tram-
pelpfade gelten nicht als Wege, 

2. die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmeten
Straßen, Wege und Flächen mit Kraftfahrzeugen
zu befahren oder diese dort abzustellen, 

3. Hunde abseits der Wege unangeleint laufen zu
lassen oder in den Gewässern schwimmen zu las-
sen; die Verordnung über den Leinenzwang zum
Schutz Erholungssuchender und wild lebender
Tiere im Gebiet der Stadt Osnabrück vom 25.
September 2007 (Amtsblatt 2007, S. 101 f.), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 12. No-
vember 2013 bleibt unberührt, 

4. das Reiten abseits von Fahrwegen und ausge-
wiesenen Reitwegen, 

5. Wohnwagen oder andere für die Unterkunft ge-
eignete Fahrzeuge aufzustellen, zu zelten, zu la-
gern, zu grillen oder offenes Feuer zu entzün-
den, 

6. wild lebende Tiere zu beunruhigen, zu fangen,
zu töten oder zu entnehmen, wildwachsende
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Pflanzen zu zerstören oder zu entnehmen oder
die Ruhe der Natur durch Lärm oder auf andere
Weise zu stören, 

7. die Lebensstätten der wild wachsenden Pflanzen
und wild lebenden Tiere zu beeinträchtigen, ins-
besondere Gewässer einschließlich deren Uferzo-
ne und sonstiger Feuchtflächen zu verunreini-
gen, zu verfüllen, zu beseitigen oder zu schädi-
gen, 

8. Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplanta-
gen oder andere Sonderkulturen anzulegen, 

9. liegendes Totholz, Wurzelteller und Baumstub-
ben zu entfernen oder umzulagern, 

10.Erstaufforstungen und Gehölzpflanzungen an-
zulegen, 

11.Wald in eine andere Nutzungsart umzuwandeln,

12.den Nadelholzanteil zu erhöhen, 

13.Grünland in Acker umzuwandeln, 

14.das Bodenrelief zu verändern, 

15.Wasser aus Gewässern zu entnehmen, den
Grundwasserstand abzusenken, das LSG zusätz-
lich zu entwässern und die Wasserspende der
Quellen zu verringern, 

16.gentechnisch veränderte Organismen einzubrin-
gen, 

17.Pflanzen oder Tiere, insbesondere invasive Arten
auszubringen oder anzusiedeln, 

18.Stoffe aller Art (wie z.B. Müll, Schutt, Grünabfäl-
le und sonstige Abfälle sowie Bodenbestandteile)
zu lagern, aufzuschütten oder einzubringen. 

19.der Neu- und Ausbau von Straßen und Wegen, 

20.bauliche Anlagen aller Art wesentlich zu verän-
dern oder zu errichten, auch soweit keine Ge-
nehmigung der Bauaufsichtsbehörde oder son-
stige Genehmigung/Erlaubnis erforderlich ist
oder nur vorübergehender Art ist, 

21.Leitungen aller Art zu errichten und zu verle-
gen. 

§ 5
Freistellungen

(1) Die in den Abs. 2 bis 5 aufgeführten Handlungen
oder Nutzungen sind von den Verboten des § 4 die-
ser Verordnung freigestellt.

(2) Allgemein freigestellt sind

1. das Betreten und Befahren des Gebietes

a) durch die Eigentümer und Nutzungsberech-
tigten sowie deren Beauftragte zur rechtmäßi-
gen Nutzung oder Bewirtschaftung der
Grundstücke, 

b) durch Bedienstete der Naturschutzbehörden
sowie deren Beauftragte zur Erfüllung dienst-
licher Aufgaben, 

c) durch Bedienstete anderer Behörden und öf-
fentlicher Stellen sowie deren Beauftragte zur
Erfüllung der dienstlichen Aufgaben dieser
Behörden; die Durchführung von Maßnahmen
bedarf der schriftlichen Anzeige bei der zu-
ständigen Naturschutzbehörde mindestens ein
Monat vor Beginn, 

d) im Rahmen der Handlungen nach den folgen-
den Nrn. 2 bis 3, 

2. wissenschaftliche Forschung und Lehre sowie In-
formation und Bildung mit vorheriger Zustim-
mung der zuständigen Naturschutzbehörde, 

3. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Ent-
wicklung sowie Untersuchung und Kontrolle des
Gebietes im Auftrag oder auf Anordnung der zu-
ständigen Naturschutzbehörde oder mit deren
vorheriger Zustimmung, 

4. fachgerecht durchgeführte Pflege von Gehölzen
zum Erhalt des Lichtraumprofils an Straßen und
Wegen, 

5. fachgerecht durchgeführte Maßnahmen an
Gehölzen zur Wiederherstellung der Verkehrssi-
cherheit oder zur Gefahrenabwehr an Straßen
und Wegen im notwendigen Umfang nach vorhe-
riger Anzeige bei der zuständigen Naturschutz-
behörde; in Fällen einer gegenwärtigen erhebli-
chen Gefahr, die ein sofortiges Handeln erfordert,
ist die zuständige Naturschutzbehörde unverzüg-
lich über die durchgeführten Maßnahmen zu un-
terrichten, 

6. die Nutzung und Unterhaltung der an das öffent-
liche Netz angeschlossenen Ver- und Entsor-
gungsleitungen in der bisherigen Art und im bis-
herigen Umfang; die Instandsetzung bzw. deren
Ersatz erfolgen nur nach schriftlicher Anzeige
bei der zuständigen Naturschutzbehörde minde-
stens einen Monat vor Beginn der Maßnahme, wo-
bei im Einzelfall nicht aufschiebbare Maßnahmen
zur Behebung von Störungen des Betriebes auch
unmittelbar bei oder nach Beginn der Durch-
führung der Maßnahmen angezeigt werden dür-
fen. 

(3) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Forstwirt-
schaft im Wald gemäß § 11 NWaldLG sowie § 5 Abs.
3, § 30 und § 44 BNatSchG einschließlich der Un-
terhaltung, Instandsetzung und Neuerrichtung von
Zäunen und Gattern zur Neu-, Wiederbegründung
und zur Naturverjüngung von Waldflächen soweit

1. auf allen Waldflächen

a) die Befahrung außerhalb von Wegen und Fein-
erschließungslinien in der Zeit vom 01. 09. bis
zum 31. 03. des Folgejahres unterbleibt; ausge-
nommen sind Maßnahmen zur Vorbereitung
der Verjüngung nach vorheriger Anzeige bei
der zuständigen Naturschutzbehörde minde-
stens einen Monat vor Beginn, 

b) eine Bodenbearbeitung unterbleibt, wenn diese
nicht mindestens einen Monat vorher der zu-
ständigen Naturschutzbehörde angezeigt wor-
den ist; ausgenommen ist eine zur Einleitung
einer natürlichen Verjüngung erforderliche
plätzeweise Bodenverwundung, 

c) zusätzliche Entwässerungsmaßnahmen ohne
Zustimmung der zuständigen Naturschutz-
behörde unterbleiben, 

d) eine Instandsetzung von Wegen unterbleibt,
wenn diese nicht mindestens einen Monat vor-
her der Naturschutzbehörde angezeigt worden
ist; freigestellt bleibt die Wegeunterhaltung
einschließlich des Einbaus von nicht mehr als
100 kg milieuangepasstem Material pro Qua-
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dratmeter ohne Ablagerung von überschüssi-
gen Massen im Wegeseitenraum und auf an-
grenzenden Waldrändern, 

e) ein Neu- oder Ausbau von Wegen nur mit Zu-
stimmung der zuständigen Naturschutzbehör-
de erfolgt, 

2. auf allen in der maßgeblichen Karte dargestellten
Waldflächen über Nr. 1 hinaus

a) die Entnahme von liegendem Totholz mit > 30
cm Durchmesser, Wurzeltellern und Baum-
stubben sowie deren Umlagerung ohne vorhe-
rige Anzeige bei der zuständigen Naturschutz-
behörde unterbleiben; unberührt bleibt die Ent-
nahme von Windwurfbäumen auf durch
Sturmschäden entstandenen Windwurfflächen
nach vorheiger Anzeige bei der zuständigen
Naturschutzbehörde, 

b) das Einbringen von Nadelbaumarten sowie
nicht heimischen und an den Standort ange-
passten Laubbaumarten durch gezielte forstli-
che Maßnahmen ohne Zustimmung der zustän-
digen Naturschutzbehörde unterbleiben; eine
natürliche Verjüngung bleibt unberührt, 

3. auf allen in der maßgeblichen Karte dargestellten
Waldflächen mit den wertbestimmenden FFH-Le-
bensraumtypen 9110, 9130 und 91E0 über Nr. 1
hinaus

a) ein Kahlschlag unterbleibt und die Holzent-
nahme nur einzelstammweise oder durch Fe-
mel- oder Lochhieb vollzogen wird, 

b) auf befahrungsempfindlichen Standorten und
in Altholzbeständen die Feinerschließungs-
linien einen Mindestabstand der Gassenmitten
von 40 Metern zueinander haben; ausgenom-
men ist die Weiternutzung vorhandener Fei-
nerschließungslinien auf privateigenen Wald-
flächen nach vorheriger Anzeige bei der zu-
ständigen Naturschutzbehörde, 

c) die Befahrung außerhalb von Wegen und Fein-
erschließungslinien unterbleibt; ausgenom-
men sind Maßnahmen zur Vorbereitung der
Verjüngung nach vorheiger Anzeige bei der
zuständigen Naturschutzbehörde mindestens
einen Monat vor Beginn,

d) in Altholzbeständen die Holzentnahme in der
Zeit vom 01. März bis 31. August eines Jahres
nur mit Zustimmung der zuständigen Natur-
schutzbehörde erfolgt; ausgenommen ist das
Rücken auf privateigenen Waldflächen nach
vorheriger Anzeige bei der zuständigen Natur-
schutzbehörde mindestens zehn Werktage vor
Maßnahmenbeginn, 

e) eine Düngung unterbleibt, 

f) eine Bodenschutzkalkung unterbleibt, wenn
diese nicht mindestens einen Monat vorher der
zuständigen Naturschutzbehörde angezeigt
worden ist: 

g) der flächige Einsatz von Pflanzenschutzmit-
teln vollständig unterbleibt; zulässig ist ihre
flächige Anwendung nur in begründeten Aus-
nahmefällen (z.B. Kalamitätenbefall), wenn sie
der zuständigen Naturschutzbehörde minde-
stens zehn Werktage vorher angezeigt worden

ist und eine erhebliche Beeinträchtigung i. S.
des § 33 Abs. 1 Satz 1 und des § 34 Abs. 1 BNat-
SchG nachvollziehbar belegt ausgeschlossen
ist, 

h) beim Holzeinschlag und bei der Pflege ein Alt-
holzanteil von mindestens 20% der Lebens-
raumtypfläche der jeweiligen Eigentümerin
oder des jeweiligen Eigentümers erhalten
bleibt oder entwickelt wird, 

i) beim Holzeinschlag und bei der Pflege je voll-
em Hektar der Lebensraumtypfläche der jewei-
ligen Eigentümerin oder des jeweiligen Ei-
gentümers mindestens drei lebende Altholz-
bäume dauerhaft als Habitatbäume markiert
und bis zum natürlichen Zerfall belassen oder
bei Fehlen von Altholzbäumen auf 5 % der Le-
bensraumtypfläche der jeweiligen Eigentüme-
rin oder des jeweiligen Eigentümers ab der
dritten Durchforstung oder mindestens 30 cm
Brusthöhendurchmesser der 20 % stärksten
Bäume Teilflächen zur Entwicklung von Habi-
tatbäumen dauerhaft markiert werden (Habi-
tatbaumanwärter); artenschutzrechtliche Re-
gelungen zum Schutz von Horst- und Habitat-
bäumen bleiben unberührt, 

j) beim Holzeinschlag und bei der Pflege je 
vollem Hektar Lebensraumtypfläche der jewei-
ligen Eigentümerin oder des jeweiligen Ei-
gentümers mindestens zwei Stück stehendes
oder liegendes starkes Totholz bis zum natürli-
chen Zerfall belassen werden, 

k) beim Holzeinschlag und bei der Pflege auf min-
destens 80 % der Lebensraumtypfläche der je-
weiligen Eigentümerin oder des jeweiligen Ei-
gentümers lebensraumtypische Baumarten er-
halten bleiben oder entwickelt werden, 

l) bei der künstlichen Verjüngung der LRT 9110
und 9130 auf mindestens 90 % der Verjün-
gungsfläche lebensraumtypische Baumarten
angepflanzt oder gesät werden. 

m)bei der künstlichen Verjüngung des LRT 91E0
ausschließlich lebensraumtypische Baumarten
und dabei auf mindestens 80 % der Verjün-
gungsfläche lebensraumtypische Hauptbaum-
arten angepflanzt oder gesät werden. 

4. Erstaufforstungen bedürfen der vorherigen Zu-
stimmung der zuständigen Naturschutzbehörde;
im Falle einer Zustimmung dürfen nur heimische
und an den Wuchsort angepasste Baum- und
Straucharten verwendet werden. 

(4) Freigestellt ist die ordnungsgemäße landwirtschaft-
liche Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis
gemäß § 5 Abs. 2 BNatSchG sowie nach den folgen-
den Vorgaben:

1. auf allen landwirtschaftlich genutzten Flächen
gilt:

a) Die Veränderung des Bodenreliefs durch Ver-
füllen von Bodensenken, -mulden oder -rinnen
und durch Einebnung und Planierung unter-
bleibt. 

b) Zusätzliche Entwässerungsmaßnahmen insbe-
sondere durch Maßnahmen zur Absenkung
des Grundwasserstandes und durch die Neu-
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anlage und Vertiefung von Gräben sowie Drai-
nagen unterbleiben. 

c) Die ordnungsgemäße Unterhaltung und In-
standsetzung bestehender Drainagen ist zuläs-
sig; ihr Ersatz bedarf der vorherigen Anzeige
bei der zuständigen Naturschutzbehörde min-
destens einen Monat vor Beginn der Maßnah-
me und darf die Leistungsfähigkeit nicht er-
höhen. 

d) Die Anlage landwirtschaftlicher Lagerflächen
wie z. B. Feldmieten oder Silos sowie das La-
gern von Futterballen unterbleiben, zulässig
ist die maximal einwöchige Lagerung von Heu-,
Stroh- und Silagewickelballen. 

e) Die Unterhaltung und Instandsetzung recht-
mäßig bestehender Weidezäune und Viehträn-
ken sowie deren Neuerrichtung in ortsüblicher
Weise ist zulässig. 

f) Die Neuerrichtung von Viehunterständen ist
mit vorheriger Zustimmung der zuständigen
Naturschutzbehörde zulässig; Unterhaltungs-
und Instandsetzungsmaßnahmen bedürfen
keiner Zustimmung. 

3. Bei der Nutzung der Dauergrünlandflächen, die
keinen Lebensraumtyp darstellen, sowie auf in
Dauergrünland umgewandelten Ackerflächen
gelten die Regelungen gemäß Nr. 1 dieses Absat-
zes und darüber hinaus zusätzlich: 

a) keine Umwandlung in Acker und kein Um-
bruch; zulässig bleibt die Nachsaat als Über-
oder Schlitzsaat, 

b) Zufütterung von Weidetieren nur nach vorhe-
riger Zustimmung der zuständigen Natur-
schutzbehörde, 

c) keine maschinelle Bodenbearbeitung wie z. B.
Walzen, Schleppen, Striegeln vom 01. 02. bis
zum 15. 04. eines jeden Jahres; Abweichungen
von der zeitlichen Vorgabe bedürfen der vorhe-
rigen Zustimmung der zuständigen Natur-
schutzbehörde, 

d) keine organische Düngung mit Gülle, Jauche
und anderen flüssigen Wirtschaftsdüngern so-
wie Gärendsubstraten

e) die flächige Anwendung von chemischen
Pflanzenschutzmitteln bedarf der vorherigen
Zustimmung der zuständigen Naturschutz-
behörde; zulässig ist der horstweise selektive
Einsatz von Pflanzenschutzmitteln nach vorhe-
riger Anzeige mindestens einen Monat vor
Maßnahmenbeginn. 

3. Bei der Nutzung der in der maßgeblichen Karte
dargestellten Dauergrünlandfläche mit dem Le-
bensraumtyp 6510 „Magere Flachland-Mähwie-
sen“ gilt über die Regelungen gemäß Nr. 1 hinaus:

a) die maschinelle Bodenbearbeitung wie z. B.
Walzen, Schleppen, Striegeln unterbleibt vom
01. 02. bis zum 31. 05. eines jeden Jahres, 

b) die Grünlandnutzung erfolgt auschließlich als
Mähwiese mit maximal zweimaliger Mahd pro
Jahr und ohne Liegenlassen des Mähgutes, 

c) die Durchführung des ersten Schnitts erfolgt
nicht vor dem 01. 06. eines jeden Jahres; die

Durchführung des zweiten Schnitts erfolgt
nicht vor dem 31. 07. eines jeden Jahres, 

d) die Mahd erfolgt mit Mähwerken ohne Aufbe-
reiter (Zetter); zulässig sind Scheiben- und
Trommelmähwerke, 

e) ein Umbruch der Grasnarbe unterbleibt; zuläs-
sig zur Grünlandverbesserung und -pflege
sind ausschließlich Nachsaaten mit für den Le-
bensraumtyp typischen Gräsern und Kräutern
nach vorheriger Zustimmung der zuständigen
Naturschutzbehörde, 

f) jegliche Düngung unterbleibt, 

g) der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln unter-
bleibt. 

(5) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Ausübung der
Jagd, wobei die Neuanlage von Wildäckern, Wild-
äsungsflächen, Futterplätzen und Hegebüschen der
vorherigen Zustimmung der zuständigen Natur-
schutzbehörde bedarf; Ansitzeinrichtungen sind
nur in landschaftsangepasster Bauweise, im räum-
lichen Verbund mit vorhandenen etwa gleich hohen
Gehölzen und nach vorheriger Anzeige bei der zu-
ständigen Naturschutzbehörde mindestens einen
Monat vor Maßnahmenbeginn zulässig. 

(6) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Gewässerun-
terhaltung der Fließgewässer nach den Grundsät-
zen des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG), des Nie-
dersächsischen Wassergesetzes (NWG) und des Bun-
desnaturschutzgesetzes (BNatSchG) sowie nach der
aus dem Schutzzweck hergeleiteten Vorgabe, dass
die mechanische Gewässerunterhaltung ausschließ-
lich in der Zeit vom 01. 10. eines Jahres bis zum 31.
01. des Folgejahres erfolgt; grundsätzlich zulässig
sind das Herausnehmen von Abflusshindernissen 
(z. B. Äste, Laub etc.) im Bereich von Durchlässen
und die maschinenlose Gewässerunterhaltung von
Hand. 

(7) Für die in den Absätzen 2 bis 5 genannten Fälle
wird eine erforderliche Zustimmung von der zu-
ständigen Naturschutzbehörde erteilt, wenn und so-
weit keine Beeinträchtigungen oder nachhaltigen
Störungen des LSG oder seiner für den Schutzzweck
oder die Erhaltungsziele maßgeblichen Bestandteile
zu erwarten sind. Die Zustimmung kann mit Rege-
lungen zu Zeitpunkt, Ort und Ausführungsweise
versehen werden. 

(8) Bei den in den Absätzen 2 bis 5 genannten Fällen
der Anzeigepflicht kann die zuständige Natur-
schutzbehörde die erforderlichen Anordnungen
treffen, um die Einhaltung des Schutzzweckes die-
ser Verordnung sicher zu stellen. Sie kann insbe-
sondere Regelungen hinsichtlich Zeitpunkt, Ort
und Ausführungsweise treffen. Im Einzelfall kann
die zuständige Naturschutzbehörde die Durch-
führung der angezeigten Handlungen bzw. Maß-
nahmen untersagen, wenn der Schutzzweck dieser
Verordnung beeinträchtigt wird. 

(9) Weitergehende Vorschriften des § 30 BNatSchG in
Verbindung mit § 24 NAGBNatSchG sowie die ar-
tenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 44 BNat-
SchG bleiben unberührt. 

(10) Bestehende, rechtmäßige behördliche Genehmi-
gungen, Erlaubnisse oder sonstige Verwaltungs-
akte bleiben unberührt. 
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§ 6
Befreiungen

(1) Von den Verboten dieser Verordnung kann die zu-
ständige Naturschutzbehörde nach Maßgabe des §
67 BNatSchG i.V.m. § 41 NAGBNatSchG Befreiun-
gen gewähren. 

(2) Eine Befreiung zur Realisierung von Plänen oder
Projekten kann gewährt werden, wenn sie sich im
Rahmen der Prüfung nach § 34 Abs. 1 Satz 1 BNat-
SchG i.V.m. § 26 NAGBNatSchG als mit dem
Schutzzweck dieser Verordnung vereinbar erweisen
oder die Voraussetzungen des § 34 Abs. 3 bis 6
BNatSchG erfüllt sind.

§ 7
Anordnungsbefugnis

Gemäß § 3 Abs. 2 BNatSchG sowie § 2 Abs. 1 Satz 3
und Abs. 2 NAGBNatSchG kann die zuständige Natur-
schutzbehörde die Wiederherstellung des bisherigen
Zustands anordnen, wenn gegen die Verbote des § 4
oder die Zustimmungsvorbehalte bzw. Anzeigepflichten
dieser Verordnung verstoßen wurde und Natur oder
Landschaft rechtswidrig zerstört, beschädigt oder ver-
ändert worden sind. 

§ 8
Pflege-, Etwicklungs-, Erhaltungs- und
Wiederherstellungsmaßnahmen

(1) Grundstückseigentümer und Nutzungsberechtigte
haben die Durchführung von folgenden durch die
zuständige Naturschutzbehörde angeordneten oder
angekündigten Maßnahmen zu dulden, soweit hier-
durch die Nutzung des Grundstücks nicht unzu-
mutbar beeinträchtigt wird.

1. Untersuchungen und Maßnahmen zur Pflege,
Entwicklung, Erhaltung und Wiederherstellung
des LSG oder einzelner seiner Bestandteile, 

2. Maßnahmen zur Erreichung der Schutz- und Er-
haltungsziele gemäß § 3 dieser Verordnung, die –
soweit erforderlich – in einem unter Beteiligung
des Grundeigentümers oder Nutzungsberechtig-
ten erarbeiteten Fachplanes dargestellt sind, 

3. das Aufstellen von Schildern zur Kennzeichnung
des LSG und seiner Wege sowie zur weiteren In-
formation über das LSG.

(2) Die §§ 15 und 39 NAGBNatSchG sowie § 65 BNat-
SchG bleiben von dieser Verordnung unberührt.

§ 9
Umsetzung von Erhaltungs- und
Wiederherstellungsmerkmalen

(1) Die in den §§ 4 und 5 dieser Verordnung enthalte-
nen Regelungen entsprechen in der Regel Maßnah-
men zur Erhaltung eines günstigen Erhaltungszu-
standes der im LSG vorkommenden Art des An-
hangs II der FFH-Richtlinie und den vorkommen-
den FFH-Lebensraumtypen. 

(2) Die in § 8 dieser Verordnung beschriebenen Maß-
nahmen dienen darüber hinaus der Erhaltung oder
Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszu-
standes der im LSG vorkommenden Art des An-
hangs II der FFH-Richtlinie und den vorkommen-
den FFH-Lebensraumtypen.

(3) Als Instrumente zur Umsetzung der in § 8 dieser
Verordnung vorgesehenen Maßnahmen dienen ins-
besondere

a) Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungs-
maßnahmen der zuständigen Naturschutzbehör-
de,

b) freiwillige Vereinbarungen im Rahmen des Ver-
tragsnaturschutzes, 

c) freiwillige Vereinbarungen im Rahmen von För-
dermaßnahmen, 

d) Einzelfallanordnungen nach § 15 Abs. 1 NAG-
BNatSchG.

§ 10
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt gem. § 69 Abs. 8 BNat-
SchG i.V.m. § 43 Abs. 3 Nr. 4 NAGBNatSchG, wer
vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Verbote in § 4
dieser Verordnung verstößt, ohne dass die Voraus-
setzung einer Freistellung nach § 5 dieser Verord-
nung vorliegen oder eine Befreiung gem. § 6 dieser
Verordnung erteilt wurde. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann gem. § 43 Abs. 4
NAGBNatSchG mit einer Geldbuße bis zu 25.000 E

geahndet werden. 

(3) Ist eine Ordnungswidrigkeit nach § 43 Abs. 3
NAGBNatSchG begangen worden, so können gemäß
§ 72 BNatSchG i. V. m. § 44 NAGBNatSchG Gegen-
stände, auf die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht
und die zu ihrer Begehung oder Vorbereitung ge-
braucht wurden, eingezogen werden. 

§ 11
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkün-
dung im „Amtsblatt für die Stadt Osnabrück“ in
Kraft. 

(2) Gleichzeitig wird die Verordnung zum Schutz von
Landschaftsteilen und Landschaftsbestandteilen im
Gebiet der Stadt Osnabrück „Piesberg – Haster Berg
– Kleeberg“ [LSG OS-S 004] vom 20. 09. 1966, in
Kraft getreten am 23. 11. 1966 und die Verordnung
zum Schutz von Landschaftsteilen in den Landkrei-
sen Bersenbrück, Osnabrück, Melle und Wittlage
„Naturpark Nördlicher Teutoburger Wald – Wiehen-
gebirge“ [LSG OS 01] vom 12. 05. 1965, in Kraft ge-
treten am 16. 05. 1965, im Geltungsbereich dieser
Verordnung aufgehoben.

Osnabrück, den 11. 02. 2020

Stadt Osnabrück

Wolfgang Griesert
Oberbürgermeister

U
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